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Jahreswirtschaftsbericht 1984 der Bundesregierung 

Gemäß § 2 des Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des 
Wachstums der Wirtschaft (StWG) legt die Bundesregierung 
hiermit dem Deutschen Bundestag und dem Bundesrat den 
Jahreswirtschaftsbericht 1984 vor. 

Mit dem Jahreswirtschaftsbericht stellt die Bundesregierung 
gemäß § 3 des Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des 
Wachstums der Wirtschaft gesamtwirtschaftliche Orientie-
rungsdaten für 1984 zur Verfügung. Sie sollten auch bei den 
preis- und einkommensrelevanten Entscheidungen im Ge-
sundheitswesen — gemäß § 405 a der Reichsversicherungsord-
nung — berücksichtigt werden. 

Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung (Rat) hat am 24. November 1983 sein 
zwanzigstes Jahresgutachten (JG) vorgelegt. Die Bundesregie-
rung dankt dem Rat für seine umfangreiche Analyse der Wirt-
schaftsentwicklung im letzten Jahr und der Aussichten für 
1984 ebenso wie für seine Aussagen zu zentralen Fragen der 
Wirtschaftspolitik. Sie nimmt zum Jahresgutachten diesmal 
im gesamten Bericht jeweils im Sachzusammenhang Stel-
lung. 

Zur Vorbereitung des Jahreswirtschaftsberichts wurde die 
wachstums- und beschäftigungspolitische Strategie der Bun-
desregierung mit Vertretern der Gewerkschaften und dem 
Gemeinschaftsausschuß der Deutschen gewerblichen Wirt-
schaft sowie mit den Ländern und Gemeinden im Konjunktur-
rat für die öffentliche Hand erörtert. 
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A. Ausgangslage und wirtschaftliche Perspektiven für 1984 

I. Wirtschaftspolitische Ausgangslage 

1. 1983 war das Jahr des wirtschaftlichen Um-
schwungs. Bei dem Regierungswechsel im Herbst 
1982 stand die Bundesregierung angesichts der gra-
vierenden Fehlentwicklungen und der sich zuse-
hends verstärkenden Vertrauenskrise in der Bun-
desrepublik Deutschland vor der Notwendigkeit ei-
ner grundlegenden Neuorientierung der Wirt-
schafts-, Finanz- und Sozialpolitik. Die ungelösten 
Probleme — vor allem die zu starke und in ihrer 
Qualität sehr fragwürdige Ausdehnung der staatli-
chen Aktivitäten, die beträchtlich gesteigerte Abga-
benbelastung der Unternehmen und Arbeitnehmer, 
die besorgniserregende Höhe der vom Staat Jahr 
für Jahr neu aufgenommenen Schulden und die da-
durch bedingte Vorbelastung künftiger finanzpoliti-
scher Möglichkeiten — führten dazu, daß sich bei 
Unternehmern und Verbrauchern mehr und mehr 
Unsicherheit und Pessimismus breit machten. Die 
Wirtschaft, die bereits seit Frühjahr 1980 stagniert 
hatte, glitt 1982 in eine gefährliche Rezession ab. 
Die Zahl der Insolvenzen erhöhte sich beträchtlich. 
Die Beschäftigungsmöglichkeiten verschlechterten 
sich. Die Arbeitslosigkeit stieg in einem noch nie in 
der Bundesrepublik Deutschland verzeichneten 
Ausmaß an. 

In dieser Situation kam es für die neue Bundesre-
gierung zunächst darauf an, das geschwundene Ver-
trauen in der Wirtschaft  wiederherzustellen,  die 
Talfahrt der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
zum Stillstand zu bringen und einen neuen Wachs-
tumsprozeß einzuleiten. Gleichzeitig galt es, die 
wirtschafts-, finanz- und sozialpolitischen Weichen 
so zu stellen, daß die angestrebte konjunkturelle 
Aufwärtsentwicklung in einen langanhaltenden 
Wachstumsprozeß einmünden kann; denn dies ist 
eine Grundvoraussetzung für die Überwindung der 
hohen Arbeitslosigkeit — das zentrale wirtschafts-
politische Ziel der Bundesregierung in den kom-
menden Jahren. 

2. Die Bundesregierung hat ihr wirtschafts-, fi-
nanz- und sozialpolitisches Konzept zur Wiederge-
winnung von Arbeitsplätzen, Wachstum und Stabili-
tät für diese Legislaturperiode im einzelnen bereits 
im letzten Jahreswirtschaftsbericht dargelegt. Sie 
hat dabei von Anfang an darauf hingewiesen, daß 
die Fehlentwicklungen angesichts der Vielzahl und 
Schwere der übernommenen Hypotheken nicht 
kurzfristig zu korrigieren sind, sondern grundle-
gende Erfolge nur in einem mehrjährigen Prozeß 
erreicht werden können. In dem Votum der Wähler 
in der Bundestagswahl vorn 6. März 1983 sieht sie 
auch eine eindrucksvolle Bestätigung für ihr Kon-
zept. Seine Leitgedanken sind 

— ordnungspolitische Neubesinnung auf die 
Grundsätze der Sozialen Marktwirtschaft, insbe

-

sondere verläßliche und widerspruchsfreie wirt-
schaftspolitische Rahmenbedingungen, Stär-
kung der Leistungs- und Risikobereitschaft, Si-
cherung des Wettbewerbs und Verringerung bü-
rokratischer Hemmnisse; 

— Wiederherstellung der finanzpolitischen Hand-
lungsfähigkeit des Staates, Konsolidierung der 
öffentlichen Finanzen, Rückführung des Staats-
anteils, qualitative Verbesserung der Ausgaben-
struktur und eine leistungsfreundlichere Be-
steuerung; 

— eine Sozialpolitik, die sich von den Grundsätzen 
sozialer Gerechtigkeit, Solidarität und Sub-
sidiarität leiten läßt und die Finanzierbarkeit 
der sozialen Sicherungssysteme dauerhaft ge-
währleistet; sowie 

— intensives Bemühen um europäische und welt-
wirtschaftliche Konzertierung und Kooperation 
zur Verbesserung der Rahmenbedingungen für 
eine Ausweitung des Welthandels und die Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit. 

3. Im ersten Jahr ihrer Amtsführung packte die 
Bundesregierung die wirtschafts-, finanz- und sozi-
alpolitischen Aufgaben zielstrebig an: 

— Die Konsolidierung der öffentlichen Haushalte, 
die ein entscheidendes Erfordernis für die Wie-
derherstellung eines von mehr arbeitsplatz-
schaffenden Investitionen getragenen nachhalti-
gen Wachstumsprozesses ist, kam 1983 ein be-
achtliches Stück voran; dies unterstreicht auch 
der Sachverständigenrat. Der Nettokreditbedarf 
des Bundes fiel mit 31 1/2 Mrd. DM sogar um 
9 1/2 Mrd. DM geringer aus als im Haushalt ver-
anschlagt worden war und wird im Zeitraum der 
mittelfristigen Finanzplanung konsequent wei-
ter gesenkt. Das Vertrauen in die Solidität der 
öffentlichen Finanzen nimmt wieder zu. 

— Die finanzielle Tragfähigkeit der sozialen Siche-
rungssysteme wurde gestärkt. Die längerfristige 
Stabilisierung der Rentenversicherung ist einge-
leitet. Der Zuschußbedarf der Arbeitslosenversi-
cherung wurde erheblich reduziert. In der Kran-
kenversicherung haben die Konsolidierungs- 
und Kostendämpfungsmaßnahmen zu einer 
Senkung des durchschnittlichen Beitragssatzes 
geführt. 

— In der Steuerpolitik wurden wichtige Schritte 
für eine stärkere Förderung von Investitionen 
und Innovationen getan. Das gilt sowohl für die 
Anfang 1983 wirksam gewordenen Steuerentla-
stungen für Unternehmen und private Bauher-
ren als auch für die zu Beginn dieses Jahres in 
Kraft getretenen neuen steuerlichen Entla-
stungsmaßnahmen. 
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— Nach über dreizehn Jahren Stillstand in der Ver-
mögenspolitik wurde der Förderbetrag im Ver-
mögensbildungsgesetz von jährlich 624 DM auf 
936 DM erhöht. Dabei soll der Aufstockungsbe-
trag einen deutlichen Fortschritt in der Kapital-
beteiligung der Arbeitnehmer bringen und der 
Bildung von Risikokapital dienen. Dazu wurde 
auch der Anlagekatalog für Vermögensbeteili-
gungen entsprechend erweitert. 

— Wichtige Weichen zur Entbürokratisierung und 
zur Beseitigung von Behinderungen durch admi-
nistrative Regelungen wurden gestellt. Die Pri-
vatisierung von gewerblichem Bundesvermögen 
hat begonnen. 

— Mit der Änderung investitionshemmender Vor-
schriften im Miet- und Wohnrecht wurden dau-
erhafte Anreize für die Investitionstätigkeit im 
Wohnungsbau geschaffen. 

— Die Konditionen des Eigenkapitalhilfepro-
grammes wurden verbessert; dies hat zu einem 
deutlichen Anstieg der Existenzgründungen ge-
führt. 

— Ein Beitrag zur Lösung der Beschäftigungspro-
bleme wird mit dem Gesetzentwurf zur Förde-
rung von Vorruhestandsgeld geleistet. Es ist ein 
Angebot des Staates an die Tarifvertragspartei-
en, um die schwierigen Jahre, in denen die ge-
burtenstarken Jahrgänge ins Berufsleben tre-
ten, durch gemeinsames Handeln zu bewälti-
gen. 

— Dem Appell des Bundeskanzlers an die deutsche 
Wirtschaft folgend hat diese die Zahl der ange-
botenen Ausbildungsplätze im letzten Jahr um 
46 000 auf den Rekordstand von 697 000 gestei-
gert. Damit wurde die Zahl der von der Wirt-
schaft im Frühjahr zugesagten zusätzlichen 
30 000 Ausbildungsplätze um mehr als die Hälfte 
übertroffen. 

— Mit dem Gesetz zur Förderung der Rückkehrbe-
reitschaft von Ausländern wurde Unsicherheit 
bei den ausländischen Arbeitnehmern über fi-
nanzielle Erleichterungen bei der Heimkehr be-
seitigt. 

4. Der eingeschlagene wirtschaftspolitische Kurs 
erwies sich als erfolgreich. Die im letzten Jahres-
wirtschaftsbericht gesetzten wirtschafts- und fi-
nanzpolitischen Ziele wurden erreicht oder — wie 
insbesondere beim wirtschaftlichen Wachstum — 
sogar deutlich übertroffen. Dies bestätigt auch der 
Sachverständigenrat, wenn er feststellt, daß die 
wirtschaftliche Entwicklung 1983 einen Schritt vor-
angekommen ist. 

Die Stimmung in der Wirtschaft ist mehr und mehr 
von Zuversicht geprägt. Die Beurteilung der Ge-
schäftslage und die Erwartungen in der Industrie 
haben sich beträchtlich verbessert; die Bereitschaft 
der Verbraucher ist gewachsen, lange zurückge-
stellte Anschaffungspläne zu verwirklichen. 

Die deutsche Wirtschaft befindet sich wieder auf 
einem klaren Wachstumspfad. Die Umkehr zum 

Besseren ist sogar deutlicher ausgefallen, als von 
fast allen erwartet wurde. Im Jahresverlauf 1983 
kam es erstmals seit 1980 wieder zu einem deutli-
chen realen Anstieg des Bruttosozialprodukts. Die 
binnenwirtschaftlichen Auftriebskräfte haben sich 
nach dem Urteil des Rates so weit gefestigt, daß die 
Erholung eine solide Basis hat (Ziffer 245 JG). Der 
tiefe Wachstumseinbruch des Vorjahres wurde 
mehr als wettgemacht. Günstigere Absatz- und Er-
tragsaussichten haben die Unternehmer erstmals 
seit zwei Jahren wieder zu verstärkten Investitio-
nen in Produktionsanlagen veranlaßt. Die Kapazitä-
ten sind wieder besser ausgelastet. Diese Ergeb-
nisse sind umso höher einzuschätzen, als — im Ge-
gensatz zu allen früheren vergleichbaren Konjunk-
turphasen — diesmal von seiten des Exports zu-
nächst dämpfende Einflüsse auf die Binnenwirt-
schaft ausgingen. Inzwischen hat sich aber auch die 
Auslandsnachfrage belebt, so daß die wirtschaftli-
che Aufwärtsentwicklung jetzt auf einem breiteren 
Fundament steht. 

Auf dem Arbeitsmarkt konnte die langanhaltende 
Verschlechterungstendenz gestoppt werden. Der 
Anfang 1981 begonnene Beschäftigungsabbau 
scheint inzwischen ausgelaufen zu sein. Die Kurz-
arbeit hat sich binnen Jahresfrist mehr als halbiert. 
Die Zahl der Arbeitslosen, die von Ende 1979 bis 
Ende 1982 um fast 1,5 Mio. gestiegen war, blieb zwar 
bis zuletzt sehr hoch, saisonbereinigt ging sie je-
doch in den letzten Monaten erstmals seit dreiein-
halb Jahren — um rd. 90 000 — zurück. Dabei ist zu 
berücksichtigen, daß die Arbeitslosenzahl auf einen 
konjunkturellen Umschwung nur mit erheblicher 
Verzögerung reagiert. Die Bereitschaft der Unter-
nehmen zur Neueinstellung von Arbeitskräften 
nimmt zudem wieder zu. 

Trotz zeitweiser verstärkter außenwirtschaftlicher 
Teuerungseinflüsse und der Mehrwertsteueranhe-
bung hat sich der Preisanstieg erheblich verlang-
samt. Die Steigerung der Verbraucherpreise er-
reichte im vierten Quartal 1983 mit 2,6 v. H. den 
niedrigsten Stand seit 1978. 

Das außenwirtschaftliche Gleichgewicht blieb ge-
wahrt. Die Leistungsbilanz schloß mit einem fast so 
hohen Überschuß ab wie ein Jahr zuvor. Anders als 
die Ausfuhren wurden die Einfuhren im Gefolge 
der günstigeren Binnenkonjunktur bereits von Be-
ginn des Jahres 1983 an erheblich ausgeweitet. Da-
mit hat die deutsche Wirtschaft im abgelaufenen 
Jahr zugleich einen wichtigen Beitrag zur Stabili-
sierung der Beschäftigung in ihren Partnerländern 
geleistet. 

5. Auch in weiten Teilen der Weltwirtschaft ist im 
Jahre 1983 die Rezession zu Ende gegangen. Breite 
und Stärke der in Gang gekommenen Aufwärtsent-
wicklung haben in einigen Industrieländern in letz-
ter Zeit erkennbar zugenommen. Getragen wurde 
der weltwirtschaftliche Erholungsprozeß insbeson-
dere von einem überraschend starken Wirtschafts-
wachstum in den Vereinigten Staaten und in Kana-
da, wo es zu einer bemerkenswert kräftigen Aus-
weitung der Beschäftigung kam; doch zeigen sich 
inzwischen in vielen anderen Industrieländern 
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ebenfalls Besserungstendenzen. Allerdings nimmt 
bisher in den westeuropäischen Staaten, dem 
Hauptabsatzgebiet der deutschen Exportwirtschaft, 
die gesamtwirtschaftliche Aktivität — vor allem an-
gesichts erheblicher noch nicht hinreichend gelö-
ster Strukturanpassungsprobleme — insgesamt nur 
in verhaltenem Tempo zu. Schwach verläuft bislang 
vor allem die Wirtschaftsentwicklung in Frankreich 
und Italien. 

Trotz der alles in allem deutlich verbesserten Welt-
konjunktur dürfen Risiken, die einen nachhaltigen 
Aufschwung der Weltwirtschaft beeinträchtigen 
können, nicht übersehen werden. Sie liegen vor al-
lem in immer noch zu großen Defiziten der öffentli-
chen Haushalte, welche das Zinsniveau ungünstig 
beeinflussen, in der extremen Verschuldung einiger 
Entwicklungsländer sowie in der Versuchung, na-
tionale Probleme durch protektionistische Maßnah-
men und Subventionen auf andere Staaten zu verla-
gern (vgl. Ziffer 34 dieses Berichts). Andererseits 
steht die Belebung der Weltkonjunktur auf einer 
solideren Basis als nach der ersten Ölkrise. Insbe-
sondere beruht sie — anders als damals — nicht 
primär auf den nur vorübergehenden Wirkungen 
staatlicher Ausgabenprogramme, sondern auf einer 
Verbesserung wichtiger wirtschaftlicher Grundda-
ten. So ist die Inflation in den letzten drei Jahren in 
vielen Ländern konsequenter zurückgedrängt wor-
den. Auch werden die Gefahren ausufernder Staats-
defizite in den meisten Staaten inzwischen stärker 
gesehen als früher. Zudem ist die nicht synchrone 
Konjunkturentwicklung in den westlichen Indu-
strieländern für einen länger anhaltenden und in-
flationsfreieren Aufschwung der Weltwirtschaft 
eher von Vorteil. 

II. Gesamtwirtschaftliche Eckwerte 

6. Die Bundesregierung geht davon aus, daß mit 
ihrer längerfristig angelegten wirtschaftspoliti-
schen Strategie 1984 erneut Fortschritte in Rich-
tung auf eine günstigere Kombination der im Stabi-
litäts- und Wachstumsgesetz genannten Zielgrößen 
gelingen werden. Wirtschaftspolitische Ziele sind in 
einer dezentralen und offenen Volkswirtschaft aber 
nicht jahresdurchschnittliche Prozentzahlen, son-
dern das Freisetzen marktwirtschaftlicher Wachs-
tumskräfte in einem möglichst stabilen binnen- und 
außenwirtschaftlichen Rahmen, damit neue Ar-
beitsplätze geschaffen und die Bedürfnisse der Bür-
ger besser befriedigt werden können. Dabei hängt 
gerade in einem auf Entscheidungsfreiheit und Lei-
stung beruhenden marktwirtschaftlichen System 
sehr viel von einer verantwortungsbewußten und 
sachgerechten Mitwirkung aller am Wirtschaftspro-
zeß Beteiligten ab. Die Bundesregierung vertraut 
darauf, daß die Tarifabschlüsse zwischen Gewerk-
schaften und Arbeitgebern das vorrangige Ziel der 
Wirtschaftspolitik, die Beschäftigungschancen für 
die Arbeitslosen und insbesondere der Jugend 
durch einen dynamischen Wachstumsprozeß dauer-
haft zu verbessern, nicht gefährden, sondern tat-
kräftig unterstützen werden. So verstanden sind die 
nachstehenden quantifizierten Eckwerte lediglich 

als Hilfsmittel zur tendenziellen Orientierung zu 
verstehen. 

Angesichts der verbesserten Ausgangslage und auf-
grund der derzeit verfügbaren Informationen hält 
die Bundesregierung 1984 eine gesamtwirtschaftli-
che Entwicklung für erreichbar, bei der 

— das Bruttosozialprodukt im Jahresdurchschnitt 
das Vorjahresniveau um rd. 2 1/2 v.H. real über-
schreitet, 

— die Arbeitslosenzahl im Jahresverlauf weiter ab-
nimmt und im Jahresdurchschnitt etwas unter 
9 v.H. der unselbständigen Erwerbspersonen 
bzw. knapp 8 v. H. aller Erwerbspersonen betra-
gen könnte, 

— der Anstieg der Verbraucherpreise im Jahres-
durchschnitt auf rd. 3 v. H. begrenzt werden 
kann, 

— das außenwirtschaftliche Gleichgewicht mit 
einem nominalen Außenbeitrag von rd. 
+ 2 1 /2 v. H. und einem Leistungsbilanzüberschuß 
von rd. 1 /2 v. H. des Bruttosozialprodukts erhal-
ten bleibt. 

Diese Eckwerte der gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklung liegen im Rahmen des derzeit bekannten 
Spektrums der Prognosen von Sachverständigen-
rat, wissenschaftlichen Forschungsinstituten und 
internationalen Organisationen, das für das durch-
schnittliche Wachstum des Bruttosozialproduktes 
im Jahre 1984 von rd. 2 bis 3 v. H. reicht. Die Bun-
desregierung unterstreicht die Unsicherheit solcher 
prognostischen Aussagen. Sie hält dabei — ebenso 
wie der Sachverständigenrat — ein günstigeres 
Wachstumsergebnis durchaus für möglich. Eine 
günstigere Entwicklung ist insbesondere dann zu 
erwarten, wenn die weltwirtschaftlichen Risiken 
weiter eingegrenzt werden können, die Auslands-
nachfrage noch stärker als vorausgeschätzt an-
steigt und sich am Kapitalmarkt wieder eine Zins-
senkungstendenz durchsetzt. Die Reaktionen auf 
die Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpolitik, mit der 
die Bundesregierung 1983 die Erwartungen der am 
Wirtschaftsablauf Beteiligten verbessert hat, zei-
gen, daß sich Investoren und Verbraucher bei Wie-
derherstellung einer ausreichenden Vertrauensba-
sis durchaus positiver und rascher auf veränderte 
Rahmenbedingungen einstellen, als viele es sich 
vorstellten. 

7. Für die Wirtschaftsentwicklung im Jahre 1984 
sind die Ausgangsbedingungen vor allem auch des-
halb günstiger, weil inzwischen ein Umschwung in 
der Auslandsnachfrage zu verzeichnen ist. Zugleich 
haben sich die Investitionsbedingungen aufgrund 
gestiegener Erträge, einer im Vergleich zu Geldan

-

lagen inzwischen wieder höheren Rentabilität von 
Sachkapitalinvestitionen sowie in vielen Branchen 
stärker genutzter Kapazitäten spürbar verbessert. 
Unterstützt wird dies durch die Wirkungen der im 
Rahmen des Steuerentlastungsgesetzes 1984 für 
den Unternehmensbereich Anfang dieses Jahres in 
Kraft getretenen investitionsfördernden Steuerer-
leichterungen. Damit verbessern sich auch die Vor-
aussetzungen dafür, daß über eine Verstärkung der 
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Investitionstätigkeit das zur Zeit sehr niedrige 
Wachstum des Produktionspotentials von 1 1 /2 bis 
2 v. H. mittelfristig wieder nachhaltig erhöht und so 
die Schaffung zusätzlicher rentabler Arbeitsplätze 
ermöglicht wird. Die Wohnungsbautätigkeit dürfte 
sich schon aufgrund der im vergangenen Jahr deut-
lich gestiegen unerledigten Aufträge 1984 weiter 
verstärken. Höhere Ausfuhren und mehr private In-
vestitionen lassen zudem über die dadurch ausgelö-
sten Einkommens- und Beschäftigungseffekte auch 
für den Privaten Verbrauch erneut eine leichte 
reale Zunahme erwarten. Die für eine nachhaltige 
wirtschaftliche Aufwärtsentwicklung charakteristi-
sche sich wechselseitig bedingende Dynamik der 
verschiedenen Nachfragebereiche kommt damit zu-
nehmend in Gang. Unterstützt wird diese Entwick-
lung, wenn die öffentlichen Investitionen insbeson-
dere im kommunalen Bereich, dem bei weitem 
größten öffentlichen Investor, wieder zunehmen. 
Dies sollte angesichts der inzwischen erreichten 
Konsolidierungsfortschritte trotz der gestiegenen 
Sozialhilfebelastungen möglich sein. 

8. Bei einer solchen Entwicklung der gesamtwirt-
schaftlichen Produktion dürfte die Beschäftigung 
im Jahresverlauf insgesamt wieder zunehmen. 
Dazu wird auch die steigende Zahl von Existenz-
gründungen beitragen, die in der Regel mit der 
Einstellung von Arbeitnehmern verbunden sind. 
Trotz der aus demographischen Gründen noch 
wachsenden Erwerbsbevölkerung ist die Bundesre-
gierung daher zuversichtlich, daß die Arbeitslosig-
keit im Jahresverlauf 1984 weiter zurückgeht. Da 
die Arbeitslosenzahl 1983 noch bis in den Spätsom-
mer hinein gestiegen war, wird die Arbeitslosen-
quote im Jahresdurchschnitt 1984 jedoch voraus-
sichtlich nur etwas, am Jahresende aber deutlicher 
hinter ihrem entsprechenden Vorjahresniveau zu-
rückbleiben. Zugleich ist ein weiterer Abbau der 
Kurzarbeit zu erwarten. Damit wird nach Jahren 
kontinuierlich gestiegener Arbeitslosigkeit als 
Folge zu lange hingenommener Fehlentwicklungen 
ein wichtiger Schritt zur Verbesserung der Arbeits-
marktlage getan. Flankierende Maßnahmen — z. B. 
ein verstärktes Angebot an Teilzeitarbeitsplätzen 
oder Vereinbarungen über ein Vorruhestandsgeld 
— sind hilfreich. Sie können indessen die Wirkun-
gen eines stetigen Wirtschaftswachstums nicht er-
setzen; denn ein zügiger Abbau der Arbeitslosigkeit 
kann nur über dauerhaft günstigere Wachstumsbe-
dingungen erreicht werden. Hierzu tragen auch 
eine beschäftigungsfördernde Gestaltung der Vor-
schriften im Arbeits- und Sozialrecht und ein ent-
sprechend flexibleres Einstellungsverhalten der 
Unternehmen bei. 

9. Eine Verstetigung der wirtschaftlichen Auf-
wärtsentwicklung läßt sich nur in einem inflations-
freien Klima erreichen. Die Bundesregierung mißt 
auch aus diesem Grund der Preisstabilität einen 
hohen Rang bei. Diesem Ziel ist die Wirtschaft im 
vergangenen Jahr deutlich näher gekommen. Die 
bisher preisdämpfenden Faktoren wirken im we-
sentlichen auch 1984 fort. Neue Belastungen sind 
aus heutiger Sicht nicht absehbar. Bleibt es bei dem 
hohen Wechselkurs des Dollars, so wächst aller-
dings die Gefahr negativer Effekte für das inländi-
sche Preis- und Kostenniveau. In den Frühjahrsmo-
naten ist bei den Verbraucherpreisen vorüberge-
hend wegen des vor allem ölpreisbedingten zeitwei-
ligen Preisrückgangs im vergangenen Jahr und we-
gen der Anhebung der Mehrwertsteuer Mitte 1983 
wieder mit einer Vergrößerung der Vorjahresab-
stände zu rechnen. Dies wäre jedoch nicht als eine 
Verschlechterung des Preisklimas zu werten, son-
dern ist allein durch die Entwicklung im Vorjahr 
bedingt. Auch angesichts der niedrigeren Vorbela-
stung ist insgesamt eine Fortsetzung der ruhigen 
Preisentwicklung im Jahresverlauf zu erwarten, die 
es erlaubt, die Verbraucherpreisrate im Jahres-
durchschnitt auf rd. 3 v. H. zu begrenzen. 

10. Die Voraussetzungen für das außenwirtschaft-
liche Gleichgewicht sind bei dem sich abzeichnen-
den Anstieg der Ausfuhr auch in diesem Jahr gün-
stig. Durch die jüngste Höherbewertung des US

-

Dollars haben sich die Aussichten hierfür — bei iso-
lierter Betrachtung — durch die verbesserte preisli-
che Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Export-
wirtschaft eher noch verbessert. Bei Fortbestehen 
der derzeitigen Dollarparität würde sich aber 
gleichzeitig die Gefahr wieder stärker steigender 
Einfuhr- und Inlandspreise ergeben. Außerdem 
würde die Erwartung eines weiterhin hohen Dollar-
kurses eine sonst von den binnenwirtschaftlichen 
Voraussetzungen her mögliche Zinssenkungsten-
denz behindern. 

Der erwartete nominale Außenbeitrag. in der Grö-
ßenordnung von rd. + 2 1 /2 v. H. des Bruttosozialpro-
dukts entspricht unter Berücksichtigung der unent-
geltlichen Übertragungen an das Ausland einem 
Leistungsbilanzüberschuß von rd. 1 /2 v. H. des Brut-
tosozialprodukts. Sofern der Überschuß wegen ei-
ner stärker steigenden Binnennachfrage und einem 
höheren Importvolumen niedriger ausfallen sollte, 
sieht die Bundesregierung hierin keinen Grund zur 
Besorgnis, sondern würde dies als einen Beitrag zur 
Lösung der Zahlungsbilanzungleichgewichte in der 
Welt ansehen. 
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B. Soziale Marktwirtschaft für die achtziger Jahre 

I. Politik für mehr Arbeitsplätze, Wachstum und 
Stabilität 

1. Mehr Markt 

11. Vordringliches Ziel der Wirtschafts-, Finanz- 
und Arbeitsmarktpolitik der Bundesregierung 
bleibt die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. Eine 
bessere Auslastung der vorhandenen Produktions-
anlagen reicht dafür, wie auch der Rat betont (Zif-
fer 275 JG), bei weitem nicht aus. Befriedigende und 
dauerhafte Erfolge werden sich erst dann einstel-
len, wenn in großem Umfang zusätzliche Arbeits-
plätze neu geschaffen werden. Dies ist nur durch 
Verstärkung der Investitionstätigkeit und ein nach-
haltiges Wirtschaftswachstum zu erreichen. Hierfür 
sind vor allem eine weitere Verbesserung des Kli-
mas für die private Innovations- und Investitionstä-
tigkeit und eine Stärkung der Investitionskraft der 
Unternehmen erforderlich. Dazu müssen wieder 
mehr Freiräume für wirtschaftliche Betätigung ge-
schaffen und staatliche Einwirkungen verringert 
werden. 

Neubesinnung auf die Grundsätze der Sozialen Marktwirt-
schaft 

12. Für die Bundesregierung ist die Soziale Markt-
wirtschaft die Maxime ihres Handelns. Konstitutive 
Elemente ihrer Politik sind individuelle Entschei-
dungsfreiheit und Verantwortlichkeit, Tarifautono-
mie, privates Eigentum, ein funktionsfähiger Wett-
bewerb und freie Preisbildung zur Steuerung von 
Angebot und Nachfrage. Anerkennung von Lei-
stung, Kreativität und Erfolg sind ebenso unver-
zichtbar wie ein solides System der sozialen Sicher-
heit, verläßliche staatliche Rahmenbedingungen 
und eine vertrauensschaffende Geld- und Wäh-
rungsordnung. Mit einem solchen, vom Staat ge-
setzten Datenkranz und einer konsequent markt-
wirtschaftlich orientierten Politik können Investi-
tionen, Wachstum, Arbeitsplätze und Wohlstand am 
besten geschaffen und erhalten werden. Gleichzei-
tig wird damit ein Höchstmaß an persönlicher Frei-
heit, sozialer Gerechtigkeit und ökonomischer Lei-
stungsfähigkeit gesichert. In einer marktwirtschaft-
lichen Ordnung lösen sich aller Erfahrung nach die 
alltäglichen Interessenkonflikte harmonischer als 
über kollektive oder bürokratische Lenkung. Im 
Wettbewerb gelingt die notwendige Anpassung der 
Wirtschaft an veränderte Bedingungen und an neue 
Zukunftsanforderungen am wirksamsten. 

Wie effizient in einer marktwirtschaftlichen Ord-
nung Probleme bewältigt werden, wird häufig ver-
deckt durch das automatische und unmerkliche 
Funktionieren des Marktes. Der Sachverständigen-
rat weist zu Recht darauf hin, daß dem Markt die 
vordergründige „Faszination des Unmittelbaren" 
fehlt, die von staatlichem Aktionismus und Inter

-

ventionismus ausgeht und die so oft die Ursache für 
den Ruf nach dirigistischen staatlichen Problemlö-
sungen ist (vgl. Ziffern 321 ff. JG). 

Nur in einem marktwirtschaftlichen System kann 
sich jenes Maß an Eigenverantwortung entfalten, 
dessen die Gesellschaft zur Lösung ihrer wirt-
schaftlichen Probleme bedarf. Unternehmerische 
Entscheidungskompetenz und Verantwortung sind 
eine wichtige Grundlage dafür, daß neue Ideen in 
die Tat umgesetzt werden. Sie sind ein wesentlicher 
Anreiz für Selbständigkeit und die Gründung neuer 
Unternehmen. Gerade junge Unternehmen bringen 
zumeist neue Impulse für den Wettbewerb und ver-
hindern, daß die Wirtschaft erstarrt und verkrustet. 
Deshalb wird die Bundesregierung auch weiterhin 
Existenzgründungen durch Eigenkapitalhilfen för-
dern. 

Zur unternehmerischen Initiative gehören die Haf-
tung im Falle des Mißerfolges ebenso wie der Ge-
winn beim Erfolg. Eine Übernahme von Verlusten 
durch den Staat läßt dagegen die private Initiative 
erlahmen, weil sie die Auslese des Wettbewerbs 
hemmt und erfolgreiche Investoren behindert. Zu-
dem schwächt sie das Risikobewußtsein und fördert 
Fehlinvestitionen. 

Leistung, Kreativität und Eigeninitiative müssen 
wieder lohnend gemacht werden; Mehrleistung darf 
nicht bestraft werden. Finanzielle Anreize vermö-
gen wenig, wenn die Nettoeinkommen durch Steu-
ern und Sozialabgaben zunehmend nivelliert wer-
den. 

Den Bürgern müssen wieder vermehrt Möglichkei-
ten zur Entfaltung ihrer Persönlichkeit und ihrer 
Fähigkeiten eingeräumt werden. Es kommt darauf 
an, durch Beseitigung einengender staatlicher Vor-
schriften die Wachstumschancen zu verbessern und 
zum Abbau der hohen Arbeitslosigkeit beizutragen. 
Vor allem im Bereich der mittelständischen Wirt-
schaft und bei freiberuflichen Tätigkeiten können 
dadurch private Initiative und Engagement mobili-
siert werden. 

Freisetzung neuer Investltionsdynamik 

13. Entscheidend für die Leistungsfähigkeit einer 
Wirtschaft, für ihre Wettbewerbskraft, für Wachs-
tum und für sichere Arbeitsplätze sind produktive 
Investitionen. Ihnen kommt eine Schlüsselrolle bei 
der Lösung der Beschäftigungsprobleme zu. 

Der Investitionsbedarf der deutschen Wirtschaft ist 
hoch; denn aufgrund der Fehlentwicklungen, die 
vor allem in den siebziger Jahren zu großen Bela-
stungen der Unternehmen, zu drastischer Ver-
schlechterung ihrer Gewinne und zur Schwächung 
ihrer Kapitalbasis geführt haben, war die private 
Investitionstätigkeit stark gedämpft. Die Investi- 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 	Drucksache 10/952 

tionsquote sank mit der Folge, daß sich der Alters-
aufbau des Kapitalbestandes deutlich verschlech-
tert hat. Der Einsatz neuer rationeller Produktions-
verfahren sowie die Entwicklung neuer und zu-
gleich umweltfreundlicher Technologien und Pro-
dukte sind vordringliche Investitions- und Innova-
tionsfelder für die Unternehmen. 

Durch konsequente Verbesserung der gesamtwirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen sowie durch ihre 
verläßliche und widerspruchsfreie Ausgestaltung 
wird die Bundesregierung dazu beitragen, daß die 
Investitionsschwäche der letzten Jahre dauerhaft 
einer neuen Investitionsdynamik Platz macht, der 
Produktionsapparat modernisiert wird und auch ri-
sikoreiche innovative Vorhaben wieder verstärkt 
zum Zuge kommen. 

Aufgrund des Kostendrucks, der in den letzten Jah-
ren auf der Wirtschaft lastete, standen bisher Ratio-
nalisierungsinvestitionen im Vordergrund. Ohne 
Rationalisierung wäre jedoch die Arbeitslosigkeit 
noch höher ausgefallen. Mit zunehmendem Ver-
trauen der Investoren in die weitere wirtschaftliche 
Entwicklung und mit steigender Kapazitätsausla-
stung ist zu erwarten, daß künftig auch Erweite-
rungsinvestitionen wieder größere Bedeutung er-
langen und verstärkt neue Arbeitsplätze geschaffen 
werden. 

Einkommenspolitische Vernunft 

14. Um eine nachhaltige Ausweitung produktiver 
Investitionen zu erreichen, bedarf es eines einsicht-
vollen Verhaltens aller am Wirtschaftsprozeß betei-
ligten großen Gruppen. Mit diesem Jahreswirt-
schaftsbericht stellt die Bundesregierung gemäß § 3 
des Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des 
Wachstums der Wirtschaft gesamtwirtschaftliche 
Orientierungsdaten für 1984 zur Verfügung; darun-
ter ist allerdings mehr zu verstehen als nur die 
quantitativen Eckwerte. Die Bundesregierung geht 
bei den Orientierungsdaten davon aus, daß auch die 
Lohnabschlüsse des Jahres 1984 den gesamtwirt-
schaftlichen Erfordernissen Rechnung tragen und 
dabei den Wunsch nach einer Verbesserung der 
Einkommenssituation der Arbeitnehmer mit der 
Notwendigkeit von mehr arbeitsplatzschaffenden 
Investitionen in Einklang bringen. Die Tarifpar-
teien würden damit einen entscheidenden Beitrag 
zum Abbau der hohen Arbeitslosigkeit leisten. Dies 
hält auch der Sachverständigenrat für erforderlich 
(vgl. Ziffern 427 ff. JG). Daß sich ein solches Verhal-
ten für alle Beteiligten auszahlt, hat das Jahr 1983 
gezeigt. 

Preis- und einkommenspolitische Vernunft sollte 
unabhängig davon sein, ob über die Verteilung des 
Produktivitätszuwachses in Form von Einkom-
menssteigerungen, Vermögensbeteiligungen oder 
Arbeitszeitverkürzungen verhandelt wird. Der Pro-
duktivitätszuwachs kann jeweils nur einmal verteilt 
werden. Forderungen nach Einführung der 35-Stun-
den-Woche mit Lohnausgleich verkennen diesen 
Zusammenhang. Der Spielraum für eine Auswei-
tung der Realeinkommen ist ohnehin begrenzt. 
Darüber hinaus müssen bei Arbeitszeitverkürzun

-

gen die Rückwirkungen auf die Liquiditätsentwick-
lung der Sozialversicherung sowie auf die Sozial-
einkommen berücksichtigt werden. Die Bundesre-
gierung teilt deshalb die Befürchtung des Rates, 
daß ein solcher Schritt zu Wachstumseinbußen füh-
ren würde (Ziffern 427 ff. JG). Wenn im Ergebnis die 
Reallöhne unter Berücksichtigung der Veränderun-
gen bei der Arbeitszeit den durch den Produktivi-
tätszuwachs gegebenen Spielraum nicht voll aus-
schöpfen, werden die Wettbewerbsfähigkeit und so-
mit auch die Sicherheit der Arbeitsplätze erhöht 
und die Finanzierungsmöglichkeiten für neue Inve-
stitionen vergrößert. Dies bedeutet keineswegs 
Dämpfung der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage, 
weil die Zunahme der Investitionen auch mehr 
Nachfrage mit sich bringt und weil die durch solche 
Lohnabschlüsse ermöglichte günstigere Kosten- 
und Preisentwicklung — wie das Ergebnis des ver-
gangenen Jahres zeigt — ebenfalls positive Nach-
frageimpulse auslöst. 

Orientiert sich die Tarifpolitik an diesen Grundsät-
zen und berücksichtigt sie zugleich das Erfordernis 
stärker differenzierter Lohnabschlüsse, dann wird 
sich mit mehr Wachstum und Beschäftigung auch 
der Spielraum für höhere Reallöhne in der Zukunft 
vergrößern. 

Marktwirtschaftliche Strukturpolitik 

15. Die deutsche Wirtschaft wird sich in den kom-
menden Jahren erheblichen Herausforderungen ge-
genübersehen, die insbesondere auf dem verstärk-
ten internationalen Wettbewerb, dem technologi-
schen Wandel und seiner Umsetzung im Produkti-
onsprozeß beruhen. Dies bedeutet Risiken, es bietet 
aber auch die Chance, technischen Fortschritt dau-
erhaft zur Steigerung von Wachstum, Beschäfti-
gung und Wohlstand zu nutzen. Risiken und Chan-
cen im Einzelfall gegeneinander abzuwägen und 
marktgerecht darauf zu reagieren, ist Sache der Un-
ternehmen. Doch ist es Aufgabe des Staates, die 
Fähigkeit und die Bereitschaft zum wirtschaftli-
chen Risiko zu stärken. Eine marktwirtschaftliche 
Strukturpolitik muß deshalb auf mehr Flexibilität 
und Mobilität von Arbeit und Kapital und den Ab-
bau verkrusteter Strukturen gerichtet sein. Dazu 
gehört vor allem 

— die Eindämmung und mittelfristige Rückfüh-
rung der Steuer- und Abgabenbelastung; 

— die stufenweise Verminderung und der Abbau 
von Subventionen und steuerlichen Vergünsti-
gungen, die privates Kapital der Verwendung in 
produktiveren, arbeitsplatzschaffenden Investi-
tionen entziehen; 

— die Überprüfung staatlicher Regelungen, die we-
sentliche Hindernisse für mehr Risikokapital 
zur Finanzierung von innovativen unternehme-
rischen Aktivitäten bilden; 

— die Übertragung solcher staatlichen Aktivitäten 
auf Private, die von diesen ohne Beeinträchti-
gung der hoheitlichen Belange ebenso wirksam 
oder wirksamer übernommen werden können; 
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— der Abbau von Vorschriften, die größerer Flexi-
bilität am Arbeitsmarkt und der Beschäftigung 
in den Unternehmen entgegenstehen. 

Zu marktkonformen Rahmenbedingungen für ei-
nen zukunftsorientierten Strukturwandel gehört 
auch der Ausbau einer produktivitätsfördernden In-
frastruktur. 

An Subventionen für bestimmte Unternehmen oder 
Branchen wird die Bundesregierung künftig sehr 
kritische Maßstäbe anlegen. Zwar können durch 
solche Hilfen teilweise zu lange hinausgezögerte 
und deshalb besonders gravierende Anpassungs-
prozesse sozial abgefedert werden. Andererseits ha-
ben Subventionen, wie auch der Rat betont (Ziffern 
370 ff. JG), sehr bedenkliche Folgen. Sie verlangsa-
men nicht nur den Strukturwandel, sondern binden 
finanzielle Mittel zu Lasten anderer Wettbewerber 
oder der Konkurrenzfähigkeit der deutschen Wirt-
schaft insgesamt. Zudem beruhen sie in vielen Fäl-
len auf einer ökonomisch kaum zu begründenden 
Auswahl der zu subventionierenden Aktivitäten. 
Dadurch werden andere in ihrer Entwicklung ge-
bremst. Der marktwirtschaftliche Wettbewerb wird 
verfälscht, der Staat gerät in die Gefahr, daß es zu 
immer weiteren Interventionen kommt. 

Die von der Bundesregierung verfolgte Politik zur 
Stärkung der Marktkräfte erfordert deshalb, daß 
derartige Anpassungshilfen mehr als bisher befri-
stet und degressiv gestaltet werden. Die Wirtschaft 
selbst muß dabei durch äußerste Anstrengungen 
von Kapitaleignern, Unternehmensleitungen, Gläu-
bigern und Arbeitnehmern zur Bewältigung der An-
passungsprobleme beitragen. 

Sanierungskonzepte für Unternehmen können, 
wenn sie den Marktgegebenheiten entsprechen sol-
len, nur vom unternehmerischen Sachverstand ent-
wickelt und in unternehmerischer Verantwortung 
durchgeführt werden. Allerdings erwartet die Bun-
desregierung, sofern von ihr ausnahmsweise wie 
z. B. im Falle der Stahlindustrie im Hinblick auf die 
extrem hohen Subventionen anderer Länder — Hil

-

fen gewährt werden, daß die Sanierungskonzepte 
tragfähig sind, alle Rationalisierungsmöglichkeiten 
ausschöpfen und die Wettbewerbsfähigkeit des be-
treffenden Unternehmens auf Dauer gewährlei-
sten. 

Für die vom Strukturwandel besonders hart betrof-
fenen Regionen kommt es statt künstlicher Erhal-
tung überholter Branchenstrukturen darauf an, 
Wachstumskräfte zu mobilisieren und neue Arbeits-
plätze zu schaffen. Dazu bedarf es einer besseren 
Verzahnung zwischen regionaler Förderung priva-
ter Investitionen und wirtschaftsnaher Infrastruk-
tur mit anderen öffentlichen Investitionen und ei-
nem gezielten Einsatz arbeitsmarktpolitischer In-
strumente. Grundlegendes Ziel marktwirtschaftli-
cher Strukturpolitik bleibt es jedoch, nicht neue 
Subventionstatbestände einzuführen, sondern be-
stehende Fehlsteuerungen, Wettbewerbsverzerrun-
gen und Diskriminierungen abzubauen. 

Günstiges Forschungsklima 

16. Eine Strukturpolitik für die Zukunft muß zu-
gleich auf eine grundlegende Verbesserung der 
Rahmenbedingungen für Forschung und Entwick-
lung ausgerichtet sein. Vor allem muß ein für Spit-
zenforschung sowie für die Entwicklung und An-
wendung neuer Techniken günstiges Klima ge-
schaffen werden. Technologie darf kein Objekt der 
Angst sein, sondern muß als Herausforderung ver-
standen werden. Das setzt Aufgeschlossenheit ge-
genüber Technik und Verständnis für Zusammen-
hänge zwischen technischer Entwicklung und wirt-
schaftlichem Wohlstand, nicht zuletzt schon in den 
allgemeinbildenden Schulen, voraus. 

Für die hochindustrialisierte, in den weltweiten 
Wettbewerb und Strukturwandel eingebundene 
deutsche Volkswirtschaft gibt es zur Beherrschung 
und wirtschaftlichen Nutzung moderner Technolo-
gien keine Alternative. Für die Umsetzung von 
Technologie sind dabei vor allem rentable Investi-
tionen und Produkte, die am Weltmarkt Erfolg ha-
ben, erforderlich. Diese schaffen neue und sichern 
bestehende Arbeitsplätze (vgl. auch Ziffer 286 JG). 

In einer Wettbewerbswirtschaft sind Forschung, 
Entwicklung und Innovation originäre Aufgaben 
der Unternehmen. Im Hinblick auf ihre Stellung 
zum Markt und wegen des eigenverantwortlichen 
Kapitaleinsatzes müssen diese selbst entscheiden, 
mit welcher Zielrichtung und in welchem Umfang 
sie forschen und entwickeln. Staatliche Forschungs- 
und Technologiepolitik darf nicht die Produktions-
struktur der Wirtschaft in bestimmte Bahnen len-
ken wollen, zumal diese sich im internationalen 
Wettbewerb als verfehlt erweisen können und dann 
neue schwerwiegende Anpassungsprobleme entste-
hen. Sie hat sich im Verhältnis zur Wirtschaft am 
Grundsatz der Subsidiarität zu orientieren und ist 
dort gefordert, wo aus übergeordneten gesellschaft

-

lichen oder gesamtwirtschaftlichen Gründen For-
schung und Entwicklung einer Unterstützung be-
dürfen. Dies gilt 

— vor allem für die Grundlagenforschung und für 
Aufgaben der staatlichen Daseins- und Zu-
kunftsvorsorge; 

— für besonders risikoreiche, aufwendige, die Pri-
vatwirtschaft überfordernde längerfristige For-
schung und Entwicklung (wie z. B. in der Kern-
energie oder der Luft- und Raumfahrt), oder in 
besonders wichtigen branchenübergreifenden 
Schlüsseltechnologien (z. B. Informationstechno-
logie). 

Wirtschaftsnahe staatliche Forschungs- und Ent-
wicklungsförderung ist Teil der wirtschaftspoliti-
schen Gesamtstrategie der Bundesregierung. Uner-
wünschte gesamtwirtschaftliche, außenhandels- 
und strukturpolitische Nebenwirkungen sind zu 
vermeiden. Die Bundesregierung wird darauf ach-
ten, daß es durch staatliche Förderung nicht zu 
einer Beeinträchtigung des Wettbewerbs kommt. 

Die Bundesregierung gibt breit ansetzenden allge

-

mein und gleichzeitig wirkenden („indirekten") För

-

dermaßnahmen wie z. B. Sonderabschreibungen 
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und Personalkostenzuschüssen für Forschung und 
Entwicklung oder der industriellen Gemeinschafts-
forschung der Wirtschaft den Vorzug vor selektiver 
Förderung. Besondere Förderungsprogramme soll-
ten zeitlich befristet und nach Möglichkeit degres-
siv sein. 

Für offene Weltmärkte 

17. Die enge Einbindung der deutschen Wirtschaft 
in die Weltwirtschaft ist ein wesentliches Funda-
ment für den Wohlstand in der Bundesrepublik 
Deutschland und in Europa. Weltmärkte ohne pro-
tektionistische Schutzmauern, freier Kapitalver-
kehr und konvertible Währungen sind die Grundla-
gen für effektive weltwirtschaftliche Arbeitsteilung 
und Leistungswettbewerb von Unternehmen, für 
dynamisches Wachstum und für mehr Beschäfti-
gung. Die Bundesregierung wird sich deshalb auch 
künftig mit Nachdruck für die Fortführung der 
wirtschaftlichen Integration Europas und die Stär-
kung der internationalen Wirtschafts- und Wäh-
rungsordnung einsetzen. 

Die Bundesregierung wird insbesondere auf dem 
Weltwirtschaftsgipfel in London intensiv für eine 
internationale Abstimmung der nationalen Wirt-
schafts- und Finanzpolitiken eintreten. Nur im Rah-
men rechtzeitiger und vertrauensvoller Koopera-
tion und bei Rücksichtnahme auf die Partner lassen 
sich negative Rückwirkungen nationaler Maßnah-
men für Welthandel und -konjunktur auf Dauer ver-
meiden, extensive und erratische Wechselkurs-
schwankungen abmildern, die internationalen Ver-
schuldungsprobleme eindämmen und das Zinsni-
veau weltweit zurückführen (vgl. auch Ziffern 290 ff. 
JG). 

2. Handlungsschwerpunkte 1984 

18. Konjunkturpolitischer Handlungsbedarf be-
steht zur Zeit nicht. Vor allem wären staatliche Aus-
gabenprogramme nicht geeignet, die gegenwärtigen 
Beschäftigungsprobleme dauerhaft zu mildern. 
Wirtschaftspolitik muß daher jetzt vor allem als 
Wachstumspolitik verstanden werden und die not-
wendigen Voraussetzungen dafür schaffen, daß die 
gegenwärtige Konjunkturerholung in eine langan-
haltende Wachstumsdynamik übergehen kann. Die 
Bundesregierung weiß sich dabei in der Grundaus-
richtung ihrer Politik in Übereinstimmung mit der 
Auffassung des Rates (Ziffern 321 ff. JG). Zu Recht 
weist dieser darauf hin, daß der erforderliche Zeit-
bedarf für eine durchgreifende Besserung der Be-
schäftigungssituation nicht gering einzuschätzen 
ist (vgl. Ziffer 288 JG). Wichtig ist es, daß der Wachs-
tumsprozeß in Gang gekommen ist und in den 
nächsten Jahren zu weiteren Fortschritten führt. 
Die verschiedenen Bereiche der Wirtschaftspolitik 
müssen auf dieses Ziel hin ausgerichtet sein. 

Solide Haushaltspolitik 

19. Mit dem Bundeshaushalt 1984 und den ihn be-
gleitenden Gesetzen wird ein weiterer wichtiger 
Schritt zur Gesundung der öffentlichen Finanzen  

und zur Belebung der Wirtschaft getan. Die Defizite 
sind aber immer noch zu hoch; ihr weiterer Abbau 
ist eine notwendige Voraussetzung dafür, daß die 
Zinsen wieder sinken können und unsere Volks-
wirtschaft wieder mehr produktives, arbeitsplatz-
schaffendes Kapital zur Verfügung hat. Auch die 
Mehrheit des Rates räumt der Konsolidierung der 
öffentlichen Haushalte Priorität ein. Sie bestätigt, 
daß der bisherige Konsolidierungskurs den gesamt-
wirtschaftlichen Erfordernissen voll Rechnung 
trägt und einer Fortsetzung dieser Politik 1984 noch 
weniger als 1983 konjunkturelle Rücksichten entge-
genstehen (Ziffern 333 ff. JG). 

Zu einer soliden Haushaltspolitik gehören im ein-
zelnen: 

a) Konsequente Fortführung der Gesundung der 
öffentlichen Haushalte, um die Kreditmärkte zu-
gunsten privater Investitionen zu entlasten und 
die lähmende Wirkung zu beseitigen, die von ho-
hen Staatsdefiziten und der damit verbundenen 
Furcht vor Steuererhöhungen auf Erwartungen 
und Dispositionen der Wirtschaft ausgeht. Die 
jährliche Neuverschuldung der öffentlichen 
Haushalte muß deshalb in Übereinstimmung 
mit den gesamtwirtschaftlichen Erfordernissen 
stetig und nachhaltig verringert werden. 

b) Eine durchgreifende Gesundung der öffentli-
chen Haushalte erfordert auch weiterhin eine 
strenge Ausgabendisziplin; denn Steuer- und 
Abgabenerhöhungen würden die Entfaltung der 
Wachstumskräfte behindern. Nur wenn der Aus-
gabenanstieg mehrere Jahre lang deutlich unter 
dem Zuwachs des nominalen Sozialprodukts 
bleibt, kann die jährliche Neuverschuldung aus-
reichend zurückgeführt werden. 
In Übereinstimmung mit den mehrfach bekräf-
tigten Empfehlungen des Finanzplanungsrates 
soll deshalb der jährliche Ausgabenanstieg des 
Bundeshaushalts im Finanzplanungszeitraum 
auf 3 v. H. begrenzt werden. 

c) Um die Beanspruchung des Kapitalmarktes wei-
ter zu vermindern und zusätzlichen Raum für 
die private Kapitalnachfrage zu schaffen, wer-
den etwaige Steuermehreinnahmen 1984 zur 
Senkung der öffentlichen Defizite verwendet. 
Das gleiche gilt im Falle eines höheren Bundes-
bankgewinns. 

d) Die Bundesregierung wird mit der im Haus-
haltsentwurf 1985 und im Finanzplan bis 1988 
fortzuführenden soliden Haushaltspolitik die 
Dispositionssicherheit für die Wirtschaft erhö-
hen. Dabei wird sie den Prozeß einer schrittwei-
sen Umschichtung der öffentlichen Ausgaben in 
eine wachstumsfreundlichere Richtung fortset-
zen. Der Rat weist zu Recht allerdings darauf 
hin, daß die qualitative Konsolidierung ein 
schwieriger und langwieriger Teil der Konsoli-
dierungsaufgabe ist (Ziffern 283 ff. JG). 

e) Länder und Gemeinden werden in Übereinstim-
mung mit den Empfehlungen des Finanzpla-
nungsrates ebenfalls ihren Beitrag zur Konsoli-
dierung der öffentlichen Haushalte und zur Um- 
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schichtung in dauerhaft wachstums- und be-
schäftigungsfördernde Verwendungsbereiche 
leisten. Bund, Länder und Gemeinden kamen im 
Finanzplanungsrat ausdrücklich überein, den 
jährlichen Zuwachs der öffentlichen Ausgaben 
in den Finanzplänen an einer Größenordnung 
von 3 v. H. zu orientieren. 

f) Angesichts des immer noch hohen öffentlichen 
Kreditbedarfs wird sich die Bundesregierung 
weiterhin darum bemühen, die Anforderungen 
der öffentlichen Hand an die Kreditmärkte so zu 
koordinieren, daß eine temporäre Überforde-
rung der Märkte vermieden wird. 

Leistungs- und Investitionsfördernde Steuerpolitik 

20. Mit dem Dringlichkeitsprogramm vom Herbst 
1982 und dem Steuerentlastungsgesetz 1984 hat die 
Bundesregierung die Voraussetzungen für eine 
nachhaltige Stärkung der Innovations- und Investi-
tionskraft der Wirtschaft verbessert. Im Mittel-
punkt stehen Entlastungen bei der Gewerbe- und 
Vermögensteuer, ergänzt durch Verbesserungen 
der Abschreibungsbedingungen, besonders für den 
Mittelstand und für Forschung und Entwicklung. 

Diese steuerlichen Erleichterungen für die Wirt-
schaft müssen, sobald der Konsolidierungsprozeß 
es zuläßt, durch allgemeine dauerhafte Entlastun-
gen von leistungshemmenden Abgaben auf den 
Einkommenszuwachs ergänzt werden. Die dritte 
Stufe der steuerpolitischen Strategie der Bundesre-
gierung ist daher die Tarifanpassung bei Lohn- und 
Einkommensteuer, die Arbeitnehmern und Unter-
nehmern zugute kommt und durch einen Abbau der 
Progression gesamtwirtschaftlich von großer Be-
deutung ist: der Anreiz für zusätzliche wirtschaftli-
che Aktivitäten wird verstärkt, der Schattenwirt-
schaft entgegengewirkt, die Übernahme hoher In-
vestitionsrisiken ermöglicht und die Voraussetzung 
zur Bildung von Eigenkapital erleichtert, die 
Wachstumsaussichten werden verbessert. 

Im Rahmen der Tarifanpassung wird die Bundesre-
gierung ihrer Ankündigung gerecht werden, das 
Steuerrecht familienfreundlicher auszugestalten. 
Über Umfang und Zeitpunkt der Steuerentlastun-
gen wird sie bis Mitte des Jahres Grundsatzbe-
schlüsse fassen; gleichzeitig wird auch über Aus-
gleichsmaßnahmen, vor allem durch Abbau von 
steuerlichen Sonderregelungen und Finanzhilfen, 
zu entscheiden sein. Bei den steuerpolitischen Ent-
scheidungen werden die gesamtwirtschaftlichen 
Aussichten und die Fortschritte bei der Gesundung 
der öffentlichen Haushalte zu berücksichtigen 
sein. 

Voraussetzung für eine Neuordnung der Gemeinde-
finanzen ist ein umfassendes Konzept für eine Ge-
meindesteuerreform, das von allen Beteiligten ge-
meinsam erarbeitet und getragen wird sowie einen 
Interessenausgleich zwischen Gemeinden und Un-
ternehmen sicherstellt. Angesichts des Zeitbedarfs 
einer gründlich durchdachten Neuordnung der Ge-
meindefinanzen beabsichtigt die Bundesregierung 
in dieser Legislaturperiode keine weitere Änderung 
der Gewerbesteuer. 

Die gegenwärtigen Handlungserfordernisse in der 
Wohnungspolitik bewertet die Bundesregierung 
ähnlich wie der Rat. Es gilt, eine befriedigende Re-
gelung für die Besteuerung des selbstgenutzten 
Wohneigentums zu finden und eine Neuordnung 
der sozialen Wohnungspolitik in die Wege zu leiten 
(Ziffern 567 ff. JG). Die 1983 eingeführten zusätzli-
chen Begünstigungen für Wohnungsbauinvestoren 
sind als zeitlich begrenzter konjunkturpolitischer 
Anstoß erfolgreich. Die Bundesregierung prüft der-
zeit, wie nach dem Auslaufen dieser Maßnahmen 
eine dauerhafte Regelung der Besteuerung des 
selbstgenutzten Wohneigentums gestaltet sein soll. 

Privatisierung öffentlicher Beteiligungen und 
Dienstleistungen 

21. Die Bundesregierung wird ihre bereits im Jah-
reswirtschaftsbericht 1983 angekündigte Absicht 
weiterverfolgen, öffentliches Vermögen dort zu pri-
vatisieren, wo dies ohne Beeinträchtigung staatli-
cher Belange möglich ist. Sie sieht sich hierin durch 
den Sachverständigenrat bestätigt (Ziffern 389 ff. 
JG). Ein erster Schritt ist die Veräußerung eines 
wesentlichen Teils der Bundesanteile an der VEBA. 
Die Bundesregierung untersucht derzeit bei allen 
Bundesbeteiligungen, ob ein wichtiges Bundesinter-
esse noch gegeben ist und ob es gegebenenfalls 
auch bei einem niedrigeren Beteiligungsgrad oder 
bei mittelbarem Beteiligungsbesitz gewahrt werden 
kann. Dabei gibt es auch Bundesbeteiligungen, die 
für eine Privatisierung nicht oder noch nicht in Be-
tracht kommen können. Soweit sich Bundesunter-
nehmen in der Verlustzone befinden, müssen sie in 
der Regel zunächst reorganisiert und nachhaltig 
konsolidiert werden. Generell wird sich die Bundes-
regierung von dem Grundsatz leiten lassen, daß die 
Beweislast für die Notwendigkeit staatlicher Unter-
nehmertätigkeit bei denen liegt, die ein überwie-
gendes öffentliches Interesse an der Beibehaltung 
staatlicher Unternehmensbeteiligungen sehen. 

Die Bundesregierung hält auch die verstärkte Pri-
vatisierung öffentlicher Dienstleistungen für wich-
tig. Aufgerufen sind hier vor allem Länder und Ge-
meinden, ihr Privatisierungspotential im Bereich 
öffentlicher Leistungen auszuschöpfen und abei 
eng mit mittelständischen Unternehmen und den in 
Frage kommenden freien Berufen zusammenzuar-
beiten. 

Abbau bürokratischer Hemmnisse 

22. Die Entlastung der Wirtschaft und Bürger von 
unnötigen, einengenden staatlichen Vorschriften ist 
nach Auffassung der Bundesregierung besonders 
wichtig, um die Wachstumschancen zu verbessern 
und zum Abbau der hohen Arbeitslosigkeit beizu-
tragen. Entbürokratisierung ist nicht nur eine dau-
erhaft sich stellende Aufgabe der Exekutive; sie er-
fordert auch ein Umdenken der Bürger in ihren 
Ansprüchen an den Staat und ein Besinnen auf 
mehr Eigenverantwortung. 

a) Entsprechend dem Kabinettsbeschluß vom 
13. Juli 1983 wird die Bundesregierung noch im 
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Jahre 1984 konkrete Vorschläge zur Aufhebung 
oder Vereinfachung von Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften insbesondere auf den Gebie-
ten des Baurechts, des Gewerberechts und des 
Ausbildungsrechts vorlegen. Als ersten Schritt 
wird sie in Kürze ein Artikelgesetz und eine 
Sammelverordnung zur Aufhebung oder zur 
Vereinfachung preis- oder gewerberechtlicher 
Vorschriften vorlegen. 

b) Eine wirksame Entbürokratisierung kann nur in 
enger Zusammenarbeit mit Ländern und Ge-
meinden erreicht werden. Die Bundesregierung 
hat daher eine Kommission für Rechts- und Ver-
waltungsvereinfachung unter Beteiligung von 
Ländern und Gemeinden sowie Vertretern der 
Wirtschaft und Wissenschaft berufen. Konkrete 
Vorschläge der Kommission werden im Früh

-

jahr 1984 erwartet. 

c) Besondere Aufmerksamkeit ist nach Auffassung 
der Bundesregierung der Rechtsetzung durch 
die Europäische Gemeinschaft zu widmen. Eine 
frühzeitige Prüfung der Rechtsetzungsvorhaben 
auf Notwendigkeit und überflüssigen Perfektio-
nismus sowie auf seine Auswirkungen im Inland 
ist geboten. 

d) Die Bundesregierung erwartet Anregungen der 
Betroffenen zum Abbau investitions- und be-
schäftigungshemmender Vorschriften und wird 
diese sorgfältig prüfen. 

Mehr Risikokapital 

23. Mehr arbeitsplatzschaffende Investitionen er-
fordern eine solide Finanzierung der Unternehmen; 
hierzu gehört auch eine ausreichende Ausstattung 
mit Eigenkapital. Viele der von der Bundesregie-
rung bereits eingeleiteten Maßnahmen zielen nicht 
zuletzt auf eine verbesserte Kapitalausstattung der 
Unternehmen, wie die begonnene Haushaltskonso-
lidierung, die steuerlichen Entlastungen, die Ein-
schränkung der steuerlichen Vorteile von Bauher-
renmodellen und die Vermögenspolitik. 

Wesentliche Möglichkeiten für die Verbesserung 
der unzulänglichen Eigenkapitalausstattung liegen 
im Bereich der Wirtschaft selbst und entziehen sich 
weitgehend staatlicher Beeinflussung. Die Unter-
nehmen müssen mehr als bisher dazu übergehen, 
ihre Eigenkapitalbais durch Ausgabe von Aktien 
und durch andere geeignete Finanzierungsinstru-
mente zu erweitern. Auch die Banken könnten ent-
sprechende Initiativen der Unternehmen mehr als 
bisher unterstützen. Darüber hinaus hängt es we-
sentlich von den Entscheidungen der Tarifvertrags-
parteien ab, in welchem Umfang den Unternehmen 
eine nachhaltige Stärkung ihrer Ertragskraft mög-
lich bleibt; diese ist zugleich Vorausetzung dafür, 
daß Anleger das mit der Kapitalanlage in Unterneh-
men verbundene Risiko einzugehen bereit sind. 

Der Staat kann die erforderlichen Eigenanstren-
gungen der Wirtschaft nur unterstützend begleiten. 
Es geht nicht darum, neue Subventionstatbestände 
zu schaffen, sondern solche Vorschriften zu über

-

prüfen, die die Eigenkapitalbildung behindern. 
Dazu gehören namentlich 

— einseitige steuerliche Belastungen der Eigenka-
pitalbildung, wie z. B. die Gesellschaftsteuer 
oder die Börsenumsatzsteuer; 

— Erschwernisse bei der Umwandlung der Rechts-
form der Unternehmen; 

— Organisationsprobleme der Wertpapiermärkte, 
die den Zugang von Unternehmen zum Kapital-
markt erschweren; 

— Erschwernisse bei der Eigenkapitalbildung über 
Kapitalbeteiligungsgesellschaften, insbesondere 
bei der Risikokapitalbereitstellung für innova-
tive junge Unternehmen. 

Weiterer Ausbau der Vermögensbildung 

24. Mit dem neuen Vermögensbeteiligungsgesetz 
sind zum 1. Januar 1984 kurzfristig realisierbare 
Maßnahmen zur stärkeren Beteiligung der Arbeit-
nehmer am Kapital der Unternehmen in Kraft ge-
treten. Die Bundesregierung beabsichtigt, noch in 
dieser Legislaturperiode einen weiteren Gesetzent-
wurf zur Vermögensbildung auszuarbeiten. Dabei 
sind vor allem Regelungen für außerbetriebliche 
Vermögensbeteiligungen über Kapitalanlage- bzw. 
Kapitalbeteiligungsgesellschaften vorgesehen, die 
den Arbeitnehmern die Beteiligung an nicht emis-
sionsfähigen Unternehmen erleichtern sollen. 

Geldpolitik für Inflationsfreies Wachstum 

25. Die Bundesregierung stimmt mit der Deut-
schen Bundesbank darin überein, daß für 1984 ein 
Wachstum der Geldmenge anzustreben ist, das die 
bislang erzielten stabilitätspolitischen Erfolge nicht 
gefährden und von der monetären Seite ein kräfti-
ges reales Wachstum der Wirtschaft ermöglichen 
soll. Die Deutsche Bundesbank hält hierfür eine 
Ausweitung der Zentralbankgeldmenge vom 
4. Quartal 1983 bis zum 4. Quartal 1984 um 4 bis 
6 v. H. für angemessen. 

Die Vorankündigung eines Geldmengenziels für 
das kommende Jahr durch die Deutsche Bundes-
bank hat sich als Orientierungsdatum und vertrau-
enschaffende Maßnahme für die Wirtschaft be-
währt. Die Bundesregierung hält dies für einen 
wichtigen Bestandteil der längerfristig angelegten 
Wachstums- und Stabilitätspolitik. Sie sieht in dem 
Geldmengenziel für 1984 eine Aufforderung an alle 
am Wirtschaftsprozeß Beteiligten, durch ein verant-
wortungsbewußtes Verhalten zur inneren und äuße-
ren Stabilität unserer Währung und zum Abbau der 
Arbeitslosigkeit beizutragen. 

26. Aus dem Wachstum und der internationalen 
Verflechtung der Finanzmärkte sowie aus den ge-
stiegenen Bonitäts- und Liquiditätsrisiken im 
Bankgeschäft sind den Kreditinstituten neuartige 
Risiken entstanden. Die Bundesregierung wird des-
halb den gesetzgebenden Körperschaften unverzüg-
lich einen Gesetzentwurf zur Novellierung des Kre-
ditwesengesetzes vorlegen. Dadurch sollen die Be- 



Drucksache 10/952 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

stimmungen über die Bankaufsicht an die verän-
derte finanzwirtschaftliche Situation, namentlich 
auch an die Risiken, die sich aus dem internationa-
len Bankgeschäft miteinander verflochtener Ban-
ken ergeben können, angepaßt werden. 

Beschäftigungsfördernde Arbeitsmarktpolitik 

27. Einen wichtigen Beitrag zur Bewältigung der 
Arbeitsmarktprobleme leistet die Arbeitsmarktpoli-
tik. Sie muß dafür sorgen, die Funktionsfähigkeit 
der Arbeitsmärkte zu erhalten und die Wiederbe-
schäftigung der Arbeitsuchenden zu fördern. Vor 
allem die Maßnahmen der beruflichen Fortbildung 
und Umschulung sowie Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen werden verstärkt eingesetzt und tragen 
spürbar zur Entlastung des Arbeitsmarktes bei. 

Bei der Arbeitsmarktpolitik muß darauf geachtet 
werden, daß die Schaffung neuer Arbeitsplätze in 
den Unternehmen nicht beeinträchtigt wird. Insbe-
sondere bei Maßnahmen zur Arbeitszeitverkürzung 
müssen zusätzliche Kostenbelastungen der Arbeits-
plätze vermieden werden (vgl. Ziffer 14 dieses Be-
richts). Versuche, durch globale Zwangsregelungen 
vorhandene Arbeitsplätze umzuverteilen, können 
Beschäftigungsprobleme nicht lösen. Es sollen je-
doch flexiblere Regelungen angestrebt werden, die 
den einzelnen Arbeitnehmern und Unternehmen 
eine individuelle Gestaltung der Arbeitszeiten er-
möglichen. Die vielfältigen Anwendungsformen 
neuer Technologien haben dabei die organisatori-
schen Möglichkeiten und die betrieblichen Notwen-
digkeiten zur Flexibilisierung der Arbeitszeit er-
höht. Neue flexiblere Formen der Tages-, Wochen-, 
Jahres- oder Lebensarbeitszeit können zugleich den 
individuellen Arbeitszeitwünschen der Arbeitneh-
mer und den veränderten Anforderungen der Be-
triebe Rechnung tragen und den Arbeitsmarkt ent-
lasten. 

Die Bundesregierung hat deshalb den Tarifpart-
nern mit ihrem Entwurf eines Gesetzes über Vorru-
hestandsleistungen ein Angebot gemacht, älteren 
Arbeitnehmern ein vorzeitiges Ausscheiden aus 
dem Erwerbsleben zu ermöglichen. Diese Rahmen-
regelung ist auf die nächsten fünf Jahre, die noch 
durch einen starken Zustrom von Schulabgängern 
auf den Arbeitsmarkt geprägt sein werden, befri-
stet. Sie sieht vor, daß die Bundesanstalt für Arbeit 
Arbeitgebern, die aufgrund eines Tarifvertrags oder 
einer Einzelvereinbarung Vorruhestandszahlungen 
an ältere Arbeitnehmer leisten, Zuschüsse gewährt, 
sofern die freigewordenen Arbeitsplätze durch Ar-
beitslose oder arbeitsuchende Jugendliche wieder 
besetzt werden. 

Auch in der Teilzeitarbeit sieht die Bundesregie-
rung einen Weg, durch mehr Flexibilität zusätzliche 
Beschäftigungsmöglichkeiten zu erschließen. Die 
Erweiterung des Angebots an Teilzeitarbeitsplätzen 
entsprechend den individuellen Wünschen der Ar-
beitnehmer ist in erster Linie Aufgabe der Arbeit-
geber. Die Bundesregierung wird geeignete Vor-
schläge machen, die die Benachteiligung der Teil-
zeitarbeit ausschließen und so zu einer Ausweitung 

der Teilzeitarbeit beitragen sollen. Sie wird auch 
mehr Teilzeitarbeit für Beamte ermöglichen. 

Bessere Voraussetzungen für mehr Arbeitsplätze 
wird die Bundesregierung auch durch Anpassung 
arbeitsschutzrechtlicher Vorschriften schaffen. 
Schwerpunkte sind: 

a) Neuregelung der Arbeitszeitvorschriften mit 
dem Ziel, den Tarifparteien — im Rahmen ge-
setzlicher Grenzen — mehr Gestaltungsmöglich-
keiten für eine praxisnahe, sachgerechte und ef-
fektive Arbeitszeitregelung zu übertragen., 

b) Aufhebung oder Anpassung von Vorschriften im 
Frauenarbeitsschutz, die — bei Aufrechterhal-
tung des medizinisch notwendigen Schutzes von 
Mutter und Kind — zur Abwehr von Gefährdun-
gen und Schädigungen verzichtbar sind. 

c) Flexiblere Gestaltung der Arbeitszeitvorschrif-
ten für Jugendliche, um ihre Ausbildung und Be-
schäftigung ohne Beeinträchtigung des notwen-
digen Gesundheitsschutzes zu erleichtern. 

d) Mehr Flexibilität bei der Handhabung von befri-
steten Arbeitsverträgen mit dem Ziel, Überstun-
denarbeit weniger notwendig zu machen. 

28. In der Ausländerpolitik läßt sich die Bundesre-
gierung von folgenden Prinzipien leiten: 

a) Wegen der begrenzten Aufnahmefähigkeit der 
Bundesrepublik Deutschland und der schwieri-
gen Arbeitsmarktlage wird am Anwerbestopp 
uneingeschränkt festgehalten. In den künftigen 
Verhandlungen über die Weiterentwicklung der 
Assoziation Europäische Gemeinschaft-Türkei 
wird eine Regelung angestrebt, die den freien 
Zuzug türkischer Arbeitnehmer dauerhaft aus-
schließt. 

b) Das Angebot zur Integration der verbleibe- und 
integrationswilligen Ausländer, insbesondere 
der hier aufwachsenden jungen Menschen, wird 
voll aufrechterhalten. 

c) Die freiwillige Rückkehr in die Heimat wird auf-
grund des am 1. Dezember 1983 in Kraft getrete-
nen Gesetzes zur Förderung der Rückkehrbe-
reitschaft von Ausländern finanziell und durch 
Beratung erleichtert. Eine Zwangsrückgliede-
rung ausländischer Arbeitnehmer lehnt die Bun-
desregierung ab. 

Mehr Chancen für Jugendliche in  Ausbildung und Beruf 

29. Ziel der Bildungspolitik ist es, daß allen jungen 
Menschen, die dies wünschen, eine Ausbildungs-
chance in der dualen Berufsausbildung, in Schulen 
oder in Hochschulen angeboten wird, damit sie sich 
auf ihren Beruf vorbereiten können. Für 1984 er-
wartet und unternimmt die Bundesregierung wie-
derum große Anstrengungen, damit möglichst alle 
Jugendlichen, die Ausbildungsplätze anstreben, ein 
Lehrstellenangebot erhalten. Insbesondere die 
Wirtschaft ist — wie schon 1983 — gefordert, mit 
hoher Ausbildungsbereitschaft auf die erwartete 
große Nachfrage nach Ausbildungsplätzen zu ant- 
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worten. Unternehmen, Gewerkschaften und Ge-
bietskörperschaften sind aufgerufen, 1984 ihre An-
strengungen zur Verbesserung des Lehrstellenan-
gebots, insbesondere auch für Mädchen, noch ein-
mal zu steigern. Vor allem sollten die mittleren und 
größeren Betriebe ihre Ausbildungsleistungen er-
höhen und die bisher noch nicht ausbildenden Be-
triebe an der dualen Berufsausbildung mitwirken. 

a) Die Bundesregierung geht aufgrund der guten 
Erfahrungen im vergangenen Jahr davon aus, 
daß die Wirtschaft sich erneut ihrer Verantwor-
tung bewußt sein und diese Aufgabe aus eigener 
Kraft im Hinblick auf die Berufschancen der 
jungen Generation und im eigenen Interesse 
ohne Ausbildungssubventionen des Bundes lö-
sen wird. Eine Umlagefinanzierung wird es 
nicht geben. 

b) An die Kammern und Betriebe appelliert die 
Bundesregierung, durch gezielte Maßnahmen 
die Ausbildungsmöglichkeiten zu vergrößern. 

c) Der Bund wird Anstrengungen unternehmen, 
seine Ausbildungsleistung im Hinblick auf die 
besonderen Anforderungen des Ausbildungsjah

-

res 1984 zu steigern und bei Unternehmen mit 
maßgeblicher Bundesbeteiligung darauf hinwir-
ken, daß ein hoher Ausbildungsstand gewährlei-
stet bleibt. 

d) Die Bundesregierung verhandelt mit den Län-
dern mit dem Ziel, vorübergehend die Bildungs-
angebote an berufsbildenden Schulen, ein-
schließlich vollzeitschulische Berufsbildungs-
gänge mit Kammerabschlußprüfungen, in Eng-
paßbereichen auszuweiten. 

e) Von den Jugendlichen erwartet die Bundesregie-
rung, daß sie sich mit den Mitbewerbern um 
Ausbildungsplätze solidarisch zeigen und vom 
Abschluß mehrerer Ausbildungsverträge abse-
hen. Sie unterstützt die Initiative einiger Bun-
desländer, durch Einführung von sogenannten 
Annahmekarten die Blockierung von Ausbil-
dungsplätzen zu verhindern. Gleichzeitig erwar-
tet sie von den Unternehmen, daß sie die Ar-
beitsämter über wieder freigegebene Lehrstel-
len unverzüglich informieren. 

f) Die Bundesregierung wird darüber hinaus die 
. regionale Mobilität insbesondere von älteren Ju-

gendlichen bei der Lehrstellenwahl unter Nut-
zung der Mobilitätshilfen der Bundesanstalt für 
Arbeit und der Angebote der Jugendhilfe för-
dern. 

g) Der Planungsausschuß für regionale Wirt-
schaftsstruktur hat auf Vorschlag der Bundesre-
gierung eine verstärkte Förderung von Investi-
tionen beschlossen, durch die zusätzliche Ausbil-
dungsplätze in den Fördergebieten geschaffen 
werden sollen. 

h) Für eine hohe Ausbildungsbereitschaft kommt 
es ganz wesentlich auf richtige Rahmenbedin-
gungen und niedrige Ausbildungskosten an. Die 
Bundesregierung wird deshalb — über die be-
reits 1983 getroffenen Maßnahmen hinaus — 
Anfang 1984 einen Gesetzentwurf einbringen, 

mit dem ausbildungshemmende Vorschriften im 
Bereich des Jugend- und Frauenarbeitsschutzes 
sowie des Schwerbehindertenrechts beseitigt 
werden. Sie appelliert an die Tarifvertragspar-
teien, bei ihren Tarifabschlüssen die Notwendig-
keit, daß zusätzliche Ausbildungsplätze geschaf-
fen werden, zu berücksichtigen. 

i) Die Bundesregierung wird das Programm zur 
Gewährung von Bildungsbeihilfen für arbeits-
lose Jugendliche, das auf eine bessere berufliche 
Eingliederung von arbeitslosen Jugendlichen in 
das Erwerbsleben abzielt, bis 1987 fortsetzen. 

II. Europäische und internationale Wirtschafts-
politik 

30. Beim Weltwirtschaftsgipfel in London wie in 
ihren übrigen multilateralen und bilateralen wirt-
schaftspolitischen Kontakten wird die Bundesregie-
rung für eine Politik zur Festigung der Grundlagen 
des wirtschaftlichen Erholungsprozesses eintreten, 
damit die Weltwirtschaft wieder auf einen Pfad an-
haltenden Wirtschaftswachstums zurückfindet. 
Eine neue Wachstumsdynamik ist vor allem unab-
dingbar für mehr Beschäftigung; insbesondere 
würde sich dadurch auch die Lage vieler Entwick-
lungsländer entspannen. Daß es gerade die Indu-
strieländer mit den größten Stabilisierungserfolgen 
sind, in denen die konjunkturelle Erholung die 
deutlichsten Fortschritte macht, zeigt, wie wichtig 
es ist, Fehlentwicklungen im nationalen und im in-
ternationalen Bereich frühzeitig zu korrigieren. Es 
wäre verfehlt, auf kurzatmige Nachfrageprogram-
me zu setzen, die letztlich nur wieder höhere Infla-
tionsraten und Haushaltsdefizite sowie destabilisie-
rende Kapitalbewegungen zur Folge hätten und da-
mit die sich in einer Reihe von Ländern anbah-
nende Erholung schon bald wieder in Frage stellen 
würden. Vielmehr geht es jetzt darum, Stabilität 
und Vertrauen durch die Verbesserung auch der 
weltwirtschaftlichen Rahmenbedingungen zu stär-
ken (vgl. auch Ziffer 312 JG). 

Europäische Wirtschafts - und Währungspolitik 

31. Der Europäische Rat in Athen hat gezeigt, daß 
die Auffassungen der Mitgliedstaaten über das, was 
zur Überwindung der akuten Gemeinschaftsproble-
me notwendig ist, noch weit auseinanderlaufen. Da-
bei besteht durchaus Einigkeit über die grundlegen-
den Ziele, nämlich die Intensivierung der Integra-
tion und die Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit 
der europäischen Wirtschaft. In Athen ist aber auch 
für alle Beteiligten klar geworden, daß Fortschritte 
nur mit einer gleichzeitigen Lösung aller wichtigen 
Probleme des sog. Stuttgarter Pakets erreicht wer-
den können. 

Die Bundesregierung wird die französische Präsi-
dentschaft darin unterstützen, bis zur Jahresmitte 
mit den Partnern eine Lösung der drängenden Pro-
bleme der Gemeinschaft zu finden. Dabei muß ent-
sprechend der Entscheidung der Staats- und Regie- 
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rungschefs der Mitgliedstaaten in Stuttgart über 
die künftige Finanzierung der Gemeinschaft, die 
Entwicklung der Gemeinschaftspolitiken unter be-
sonderer Beachtung der Einsparnotwendigkeiten in 
der gemeinsamen Agrarpolitik, die mit der Erweite-
rung zusammenhängenden Fragen, die besonderen 
finanziellen Belastungen einiger Mitgliedstaaten 
sowie die Notwendigkeit einer strengeren Haus-
haltsdisziplin gemeinsam beschlossen werden. 
Wirtschaftspolitisch ist bei den jetzt zu unterneh-
menden Anstrengungen eine mehr konvergente, 
stabilitäts- und wachstumspolitische Grundausrich-
tung der europäischen Politik entscheidend. Gleich-
zeitig geht es um folgende Ziele: 

— Herstellung möglichst unverzerrter Wettbe-
werbsverhältnisse im europäischen Binnen-
markt, insbesondere durch den Abbau von natio-
nalen Beihilfen, aber auch von anderen protek-
tionistisch wirkenden Maßnahmen; 

— weitere Vereinfachungen für den Handelsaus-
tausch mit den Partnern, insbesondere durch die 
Harmonisierung von nationalen Vorschriften 
und Regelungen; 

— weitere Fortschritte in der Rechtsangleichung 
und Steuerharmonisierung; 

— Erleichterungen für grenzüberschreitende Fir-
menkooperation, ohne jedoch dabei die Zusam-
menarbeit mit Unternehmen aus Drittländern 
zu diskriminieren; 

— weitere Öffnung der öffentlichen Beschaffungs-
märkte. 

Vorrangig bedarf die Gemeinschaft einer zielstrebi-
gen Politik, die den Ausbau des Binnenmarktes als 
einen wesentlichen Wachstumsmotor Europas för-
dert. Der Weg zu einem europäischen Binnenmarkt 
darf allerdings nicht über eine Abschottung nach 
außen und über den Vertrag von Rom zuwiderlau-
fende Gemeinschaftspräferenzen für bestimmte 
Unternehmen in Europa führen; denn alle Mitglied-
staaten der Europäischen Gemeinschaften haben 
aus dem bestehenden offenen Welthandelssystem 
wirtschaftlichen Nutzen gezogen, einige unserer 
Partnerländer dabei mehr als die Bundesrepublik 
Deutschland. Die Bundesregierung wird deshalb 
auch in Zukunft darauf hinwirken, daß die Gemein-
schaft ihr ganzes politisches Gewicht in die Waag-
schale wirft, um den internationalen Handel frei 
von Restriktionen zu gestalten. Damit wird auch 
den Entwicklungsländern und ihrer Integration in 
die Weltwirtschaft am besten gedient. 

Zweifellos müssen in einer Gemeinschaft die wirt-
schaftlich starken Länder größere Beiträge für die 
Finanzierung der Gemeinschaftspolitiken leisten 
als die weniger prosperierenden Staaten. Gerade in 
einer Zeit, in der alle Mitgliedstaaten mit erhebli-
chen Haushaltsproblemen zu kämpfen haben, müs-
sen allerdings für Sparsamkeit und Effizienz der 
Gemeinschaftsausgaben strenge Maßstäbe gelten. 
Eine gerechtere Verteilung der Haushaltsbelastun-
gen in der Gemeinschaft ist für die Bundesregie-
rung unverzichtbar. 

Die Stärkung der internationalen Wettbewerbsfä-
higkeit der europäischen Unternehmen, die Ent-
wicklung und Erhaltung eines hohen technologi-
schen Standards in Europa und eine erfolgreiche 
Wirtschaftsentwicklung hängen von einer dies be-
günstigenden Grundausrichtung der Wirtschaftspo-
litik sowie von den Unternehmen selbst ab und 
nicht in erster Linie von einer wachsenden Ausstat-
tung der Gemeinschaft mit Finanzmitteln. 

Vermehrte Interventionen in Märkte und unterneh-
merische Entscheidungen würden die Flexibilität 
und Dynamik der Wirtschaft eher beeinträchtigen 
als fördern. Die Bundesregierung hat frühzeitig vor 
Subventionsprogrammen und einer zu großzügigen 
Beihilfenpolitik in der Gemeinschaft gewarnt. Sie 
hat mit ihrer Klage vor dem Europäischen Ge-
richtshof gezeigt, daß sie nicht hinnehmen kann, 
wenn eine Branche, wie z. B. die Textilindustrie, in 
einem Mitgliedstaat massiv unterstützt wird, wäh-
rend die Unternehmen in anderen Mitgliedstaaten 
die Strukturanpassung ohne staatliche Unterstüt-
zung bewältigen müssen. Eine ausufernde Subven-
tionspolitik, ob auf Ebene der Gemeinschaft oder im 
nationalen Rahmen, schränkt die Arbeitsteilung 
über die Grenzen hinweg ein, läuft damit der Ziel-
setzung eines gemeinsamen Binnenmarktes entge-
gen, behindert die industrielle Dynamik in Europa 
und schwächt die Gemeinschaft. 

32. Die Bundesregierung wird sich um ein mög-
lichst reibungsloses Funktionieren des Europäi-
schen Währungssystems (EWS) und um weiterge-
hende Liberalisierung des Kapitalverkehrs als 
wichtigen Elementen ihrer Europapolitik bemühen. 
Die notwendige währungspolitische Zusammenar

-

beit in der Gemeinschaft kann auf die Dauer nur 
dann befriedigend funktionieren, wenn die Teilneh-
merländer einen hohen Grad an gesamtwirtschaft-
licher, stabilitätsorientierter Konvergenz verwirkli-
chen. 

Internationale Währungspolitik 

33. Ein Hauptproblem der internationalen Wäh-
rungspolitik sind die Zahlungsschwierigkeiten vie-
ler hochverschuldeter Länder der Dritten Welt und 
Osteuropas. Die finanziellen Hilfsaktionen für diese 
Länder, die durch enge Zusammenarbeit zwischen 
Gläubigerstaaten, multilateralen Finanzinstitutio-
nen und den beteiligten Banken möglich wurden, 
haben die notwendige Atempause geschaffen. Alle 
Beteiligten müssen jedoch weiterhin eng zusam-
menwirken, um eine dauerhafte Konsolidierung zu 
erreichen. Dafür bedarf es — wie auch der Sachver-
ständigenrat hervorhebt (Ziffer 300 JG) — eines 
längeren Zeitraums. 

Voraussetzung für einen Erfolg bei den Anstren-
gungen zur Überwindung der Verschuldungsproble-
me ist ein dauerhaftes, besseres Wachstumsklima 
in den Industrieländern und ein freier Zugang zu 
ihren Märkten. Eine Senkung des internationalen 
Zinsniveaus — nicht zuletzt durch Rückführung 
überhöhter Haushaltsdefizite — ist auch in diesem 
Zusammenhang wichtig. Einen entscheidenden 
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Schritt für ihre Sanierung müssen jedoch die 
Schuldnerländer selbst tun, indem sie ihre Wirt-
schaftspolitik danach ausrichten, eine längerfristig 
tragbare außenwirtschaftliche Position zu errei-
chen und so ihre Kreditwürdigkeit wieder herzu-
stellen. Dabei ist es für alle Beteiligten wesentlich, 
daß es den Schuldnerländern gelingt, ihre Volks-
wirtschaften geordnet und ohne soziale Zerreißpro-
ben anzupassen. 

Bei der Unterstützung dieses Anpassungsprozesses 
fällt dem Internationalen Währungsfonds (IWF) 
nach Ansicht der Bundesregierung weiterhin eine 
zentrale Aufgabe zu. Die Bundesregierung begrüßt 
nachdrücklich, daß die 8. Quotenrevision, durch die 
die verfügbaren Mittel des Währungsfonds erheb-
lich aufgestockt werden konnten, dank der intensi-
ven Bemühungen aller Mitgliedsländer, wie vorge-
sehen in Kraft gesetzt werden konnte; sie begrüßt 
auch die erhebliche Erweiterung der Allgemeinen 
Kreditvereinbarungen (AKV) — einer Kreditlinie, 
die Zentralbanken und Regierungen wichtiger In-
dustrieländer dem IWF eingeräumt haben — durch 
die dem IWF zusätzliche Mittel bereitstehen. 

Der Internationale Währungsfonds kann als inter-
nationale monetäre Behörde durch die Verbindung 
zwischen wirtschaftspolitischen Bedingungen und 
Kreditgewährung wie keine andere Institution dar-
auf hinwirken, daß der Anpassungsprozeß und der 
Abbau übermäßiger Zahlungsbilanzdefizite in ge-
ordneten Bahnen verläuft. Gleichzeitig schafft er 
damit die unentbehrliche Vertrauensgrundlage für 
die Kredite anderer öffentlicher und privater Gläu-
biger. Denn auch die sonstigen öffentlichen und pri-
vaten Finanzströme in diese Länder dürfen nicht 
abreißen, wenn krisenhafte Entwicklungen vermie-
den werden sollen. Den Banken kommt dabei eine 
wichtige Rolle zu. Auch private ausländische Di-
rektinvestitionen können einen fühlbaren Beitrag 
leisten, was allerdings attraktive Bedingungen, ins-
besondere einen hinreichenden Investitionsschutz, 
in den Empfängerländern voraussetzt. 

Generelle Regelungen für den Schuldenerlaß oder 
für andere Formen allgemeiner Schuldenerleichte-
rungen, wie sie von verschiedenen Seiten zur Dis-
kussion gestellt worden sind, würden der sehr un-
terschiedlichen Lage der einzelnen Schuldnerlän-
der nicht gerecht. Sie wären kontraproduktiv und 
würden die Wiederherstellung der Kreditwürdig-
keit der Schuldnerländer nur erschweren. 

Außenwirtschaftspolitik 

34. Anhaltend hohe Arbeitslosigkeit sowie die er-
heblichen Verschuldungs- und Strukturanpassungs-
probleme werden auch in den kommenden Jahren 
den protektionistischen Tendenzen zunehmend 
Auftrieb geben. Solche Defensivstrategien wären 
der falsche Weg. Die Bundesregierung ist über-
zeugt, daß gerade der ungestörte Wettbewerb über 
die nationalen Grenzen hinweg eine unverzichtbare 
Voraussetzung für einen dauerhaften Wirtschafts-
aufschwung ist. Dazu muß nicht nur auf weitere 
protektionistische Maßnahmen verzichtet, sondern 

auch bestehende Handelsschranken müssen abge-
baut werden. 

Die Erfahrung hat gezeigt, daß ein einmal erreich-
ter Liberalisierungsstand nicht auf Dauer gesichert 
ist. Dies wird deutlich in neuen Formen des Protek-
tionismus. Es handelt sich dabei um Subventionsge-
währung, um handelshemmende Mißbräuche inter-
ner technischer Vorschriften und Normen, um Ak-
tionen unter dem Stichwort des „Kauf national", 
insbesondere bei der Vergabe öffentlicher Aufträge, 
um bilateral vereinbarte oder erzwungene einsei-
tige Exportselbstbeschränkungen oder um staatlich 
gebilligte Unternehmensabsprachen mit kartell-
ähnlicher Wirkung wie sog. „orderly marketing 
agreements". Die zunehmenden Tendenzen in diese 
Richtung signalisieren eine Hinwendung zu Bilate-
ralisierung und Segmentierung des Welthandels. 
Hier liegen deutliche Gefahren für das offene multi-
laterale Welthandelssystem, denen die Bundesre-
gierung entschieden entgegentritt. 

Gleiches gilt auch für subtile Formen des Protektio-
nismus wie das Setzen industriespezifischer Ziele, 
das sog. „industrial targeting", bei dem ausgehend 
von bestimmten Vorgaben unter administrativer 
Anleitung und Unterstützung Sektor- oder produkt-
bezogen Innovationen konzentriert herbeigeführt 
werden. Eine solche Politik führt dazu, daß einzelne 
Länder zumeist gerade im Bereich hochwertiger 
Technologien sich für ihre Industrien auf dem Welt-
markt geballt Vorteile verschaffen. Die Unterneh-
men können dabei in der Regel auf staatlichen 
Rückhalt vertrauen, wenn sich die verabredete 
Strategie als verfehlt herausstellen sollte. Auch 
kann eine solche Politik bewirken, daß im Verhält-
nis zur Nachfrage überdimensionierte Produktions-
kapazitäten aufgebaut werden, die einen entspre-
chenden Druck auf den Weltmärkten ausüben, was 
insbesondere bei Konzentrationen auf wenige Pro-
dukte und Teilmärkte beträchtliche Marktstörun-
gen auslösen kann. Schließlich ist eine solche Poli-
tik wettbewerbspolitisch äußerst problematisch und 
provoziert leicht Forderungen nach Importschutz 
und für alle am Welthandel Beteiligten schädliche 
Retorsionen, wie Diskussionen in den USA zeigen. 
Die Bundesregierung warnt dringend vor einem in-
ternationalen Targeting-Wettlauf; die bisherigen 
Erfahrungen mit dem internationalen Subventions-
wettlauf sollten hier für alle Beteiligten eine Lehre 
sein. 

Als Folge derartiger Entwicklungen droht die Ver-
drängung des unabhängigen, privaten Unterneh-
mertums. Der Weltmarkt muß aber das Aktionsfeld 
von Unternehmen bleiben und darf nicht zum 
Schauplatz der Wirtschaftskonkurrenz von Staaten 
werden. Sonst würde sich das internationale ökono-
mische Konfliktpotential bedenklich verschärfen, 
mit allen sich daraus ergebenden investitions- und 
wachstumshemmenden Risiken. 

Die Bundesregierung spricht sich auch gegen Zoll-
erhöhungen zum Schutz sog. eigener Zukunftsin-
dustrien aus, wie sie derzeit in der Europäischen 
Gemeinschaft diskutiert werden. Abgesehen von 
den weltweiten negativen Auswirkungen auf den 
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Handel würde eine solche Abkapselung auch den 
Technologietransfer in die Gemeinschaft erschwe-
ren. Angesichts des vitalen Interesses am Zugang 
zu den jeweils besten Technologien würde dies sehr 
schädliche Wirkungen für die Wettbewerbsfähig-
keit nach sich ziehen. 

Der gefährlichen Erosion des offenen, multilatera-
len Welthandelssystems und den damit verbunde-
nen Gefahren muß mit energischen Schritten be-
gegnet werden. Auf der GATT-Ministertagung im 
November 1982, dem OECD-Ministerrat und dem 
Weltwirtschaftsgipfel in Williamsburg im Mai 1983 
sowie bei der UNCTAD-Konferenz im Juni 1983 ha-
ben sich die Teilnehmer verpflichtet, die protektio-
nistischen Tendenzen umzukehren. Die Bundesre-
gierung begrüßt mit Nachdruck die Initiativen für 
neue Liberalisierungsschritte in der OECD und im 
GATT. Sie unterstützt die Vorschläge der Gemein-
schaft zur beschleunigten Durchführung des in der 
Tokio-Runde vereinbarten Zollabbaus und zur Ver-
minderung mengenmäßiger Beschränkungen ge-
genüber den am wenigsten entwickelten Ländern, 
selbst wenn diese Maßnahmen weit hinter ihren 
Erwartungen zurückbleiben. Diesem ersten be-
grenzten Schritt müssen in absehbarer Zeit umfas-
sende Verhandlungen folgen, die sich vor allem mit 
den neuen Formen des Protektionismus auseinan-
dersetzen. Die amerikanische und die japanische 
Regierung haben vor kurzem eine neue GATT-Ver-
handlungsrunde vorgeschlagen. Die Bundesregie-
rung steht dieser Initiative mit Aufgeschlossenheit 
gegenüber. Sie ist davon überzeugt, daß Maßnah-
men zum Abbau von Handelshemmnissen, die auch 
den Marktzugang für Produkte der Entwicklungs-
länder sichern und erweitern, ein wichtiger Beitrag 
zur Minderung der erheblichen Zahlungsbilanz-
schwierigkeiten dieser Länder sind. 
Die Bundesregierung wird sich weiterhin für 
marktwirtschaftliche Lösungen in der internationa-
len Rohstoffpolitik und für die Erhaltung der Funk-
tionsfähigkeit der internationalen Rohstoffmärkte 
einsetzen. 

35. Die außenwirtschaftlichen Beziehungen wer-
den auch in naher Zukunft stark von anhaltenden 
Ungleichgewichten im Handelsbereich USA-Euro-
päische Gemeinschaft-Japan geprägt sein. Die Bun-
desregierung ist nach wie vor der Meinung, daß 
Handelsprobleme offensiv angegangen werden 
müssen. Bestandteil einer Strategie im Verhältnis 
zu Japan müssen — zugleich mit einer stärkeren de 
facto Marktöffnung Japans — intensive Anstren-
gungen der deutschen Industrie zur Erschließung 
des japanischen Marktes sein. Auf der „Deutschen 
Leistungsschau Japan" im Frühjahr 1984 in Tokio, 
die unter der gemeinsamen Schirmherrschaft des 
japanischen Ministerpräsidenten und des Bundes-
kanzlers steht, wird die deutsche Wirtschaft zeigen, 
daß sie mit ihren Erzeugnissen und ihrer techni-
schen Leistungsfähigkeit sich den Herausforderun-
gen des internationalen Wettbewerbs zu stellen 
weiß. In einem Land, das sehr großes Verständnis 
für moderne Technik hat, soll die Fähigkeit demon-
striert werden, technologisch neue Lösungen zu 
entwickeln und dem künftigen Bedarf nach neuen 
Produkten gerecht zu werden. 

Im Verhältnis der Europäischen Gemeinschaft zu 
den USA wird sich die Bundesregierung um die 
Lösung handelspolitischer Konflikte bemühen, wie 
sie insbesondere im Agrarsektor und im Stahlbe-
reich bestehen. Auch wird sie den Dialog fortsetzen, 
um die Gefahr einer Zunahme protektionistischer 
Tendenzen, ausgelöst durch das wachsende US-Au-
ßenhandelsdefizit, abzuwenden. 

Die Bundesregierung wird sich unter Beachtung 
der Sicherheitsinteressen der westlichen Allianz 
weiter intensiv um die Entwicklung langfristig an-
gelegter ausgewogener Wirtschaftsbeziehungen zu 
den Staatshandelsländern bemühen. Sie sieht darin 
einen wichtigen Beitrag zur Stabilisierung des Ost-
West-Verhältnisses. 

36. Beim OECD-Konsensus über öffentlich unter

-

stützte Exportkredite konnte vor kurzem ein Kom-
promiß für die unbefristete Weitergeltung dieses 
Abkommens gefunden werden. Danach sollen künf-
tig die Mindestzinssätze automatisch an die Markt-
entwicklung angepaßt werden. Das Niveau der ein-
zuhaltenden Mindestzinssätze liegt in der Nähe des 
jeweiligen internationalen Marktzinsniveaus und 
schränkt von dieser Seite eine Verfälschung des 
internationalen Wettbewerbs durch einen Zins- und 
Konditionswettlauf ein. 

Die Bundesregierung hält an ihrer Ablehnung. von 
Exportzinssubventionen fest. Sie wird trotz der 
weltweit verschärften Risikolage ihre flexible Poli-
tik bei der Vergabe von Ausfuhrgewährleistungen 
fortführen. Um sicherzustellen, daß dieses Instru-
ment sich im längerfristigen Ablauf ohne Subven-
tionen selbst trägt, ist eine Anhebung der seit über 
30 Jahren unveränderten Bürgschafts- und Garan-
tieentgelte notwendig geworden. 

37. Der Ausbau der Beziehungen zu den Staaten 
der Dritten Welt und eine wirksame Hilfestellung 
für ihre wirtschaftliche Entwicklung sind wichtige 
Ziele der deutschen Außenwirtschafts- und Ent-
wicklungspolitik. 

Die  Einbeziehung der privaten Wirtschaft in die 
Entwicklungspolitik hat eine immer größere Bedeu-
tung gewonnen. Das gemeinsame Interesse von In-
dustrie- und Entwicklungsländern an dieser Form 
der Zusammenarbeit zeigt sich beispielsweise in 
zahlreichen Gemeinschaftsvorhaben. Die Bundes-
regierung unterstützt die privatwirtschaftliche Zu-
sammenarbeit, insbesondere um die mittelständi-
sche Wirtschaft stärker als bisher auf diesem Weg 
zu ermutigen. 

Die Bundesregierung befürwortet einen intensivier-
ten, sachlichen Nord-Süd-Dialog auf allen Ebenen, 
um damit zur wirtschaftlichen Stärkung der Ent-
wicklungsländer, zu ihrer politischen Stabilität und 
Unabhängigkeit beizutragen. Dazu gehört auch die 
Öffnung der Märkte für Waren aus den Entwick-
lungsländern, nicht zuletzt durch weitere Verbesse-
rung der Zollpräferenzen, vor allem für die am we-
nigsten entwickelten Länder. 

Ebenso ist die Bundesregierung bestrebt, den bila

-

teralen Dialog mit einzelnen Ländern und Länder- 
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gruppen der Dritten Welt zu intensivieren. Zusam-
men mit den anderen EG-Mitgliedstaaten bleibt sie 
bemüht, die wirtschaftliche Kooperation mit der 
Vereinigung südostasiatischer Staaten (ASEAN), 
den Ländern Südamerikas sowie den Europäisch

-

Arabischen Dialog au szubauen. Verhandlungsziel 
der Gemeinschaften bei den Verhandlungen im 
Rahmen der Europäischen Gemeinschaft über eine 
Erneuerung des LOMÉ-Abkommens mit den Ent-
wicklungsländern im afrikanischen, karibischen 
und pazifischen Raum (AKP-Staaten) ist es, die Zu-
sammenarbeit auf einige vorrangige Bereiche, ins-
besondere Landwirtschaft und Nahrungsmittelpro-
duktion, zur besseren Eigenversorgung zu konzen-
trieren. 

38. Über eine Zeichnung des Seerechtsüberein-
kommens der Vereinten Nationen hat die Bundes-
regierung noch nicht entschieden. Die in dem Über-
einkommen vorgesehene Vorbereitungskommis-
sion wird 1984 ihre Arbeiten beginnen. 

Um den im Tiefseebergbau engagierten Unterneh-
men eine rechtliche Grundlage für ihre weitere Tä-
tigkeit zu geben und eine unkontrollierte Ausbeu-
tung der Meeresbodenschätze zu verhindern, hat 
die Bundesrepublik Deutschland, ähnlich wie an-
dere westliche Industriestaaten, ein Gesetz zur vor-
läufigen Regelung des Tiefseebergbaus erlassen 
und mit diesen Staaten eine Interimsvereinbarung 
abgeschlossen, die den beteiligten Unternehmen 
eine Abgrenzung der beantragten Lizenzen mit den 
anderen Partnern erlaubt. 

III. Wettbewerbs - und Strukturpolitik 

39. Zu einer Wirtschaftspolitik für mehr Beschäfti-
gung und Wachstum gehört eine Wettbewerbspoli-
tik, welche die Steuerungsfunktion des Marktes op-
timal gewährleistet, ebenso wie eine Politik, die 
Hemmnisse für die strukturelle Anpassung der 
deutschen Wirtschaft nachhaltig abbaut und mehr 
Flexibilität für die Unternehmen schafft (vgl. auch 
Ziffer 15 dieses Berichts). 

Wettbewerbspolitik 

40. Der Wettbewerb als Steuerungsmittel ist am 
besten geeignet, die notwendigen strukturellen An-
passungen zu erreichen und die Märkte von mor-
gen zu entwickeln. Aufgabe der Wettbewerbspolitik 
ist es daher vor allem, auch dort wettbewerbliche 
Spielräume zu erweitern, wo sie durch Maßnahmen 
und wirtschaftliche Aktivitäten des Staates verengt 
worden sind; in allen Feldern staatlicher Politik 
muß der Wettbewerbsgedanke wieder stärker be-
rücksichtigt werden. Es bleibt Aufgabe der Kartell-
behörden, durch volle Ausschöpfung des kartell-
rechtlichen Instrumentariums — auch in Krisen-
branchen — die Erhaltung wettbewerblich struktu-
rierter Märkte zu sichern und jeden Versuch einer 
Abschottung oder Vermachtung der Märkte abzu-
wehren. 

Wie im vierten Hauptgutachten der Monopolkom-
mission und im Tätigkeitsbericht des Bundeskar-
tellamtes 1981/82 zum Ausdruck gekommen ist, 
sind in letzter Zeit allgemein keine Anzeichen für 
ein besorgniserregendes Fortschreiten der Unter-
nehmenskonzentration erkennbar. Durch die vierte 
Kartellnovelle sind die fusionskontrollrechtlichen 
Eingriffsmöglichkeiten verschärft worden, um wett-
bewerbsschädlichen Konzentrationsprozessen be-
gegnen zu können. 

Allerdings bedarf es im Bereich des Handels wegen 
des hier vor allem im Lebensmittelhandel noch an-
haltenden Konzentrationsprozesses besonderer 
Aufmerksamkeit. Insbesondere kommt es darauf 
an, unbilligen Behinderungen kleiner und mittlerer 
Unternehmen durch marktstarke Mitbewerber ent-
gegenzutreten. Gegen derartige Behinderungen, die 
sich insbesondere im Zusammenhang mit Niedrig-
preisstrategien großer Anbieter ergeben können, 
haben die Kartellbehörden in konsequenter Anwen-
dung der gesetzlichen Vorschriften einzuschreiten. 
Anlaß für ein unter ordnungs- und wettbewerbspoli-
tischen Gesichtspunkten bedenkliches generelles 
Verbot des Verkaufs unter Einstandspreis oder für 
sonstige Regelungen, die im Ergebnis auf ein sol-
ches Verbot hinauslaufen, sieht die Bundesregie-
rung nach wie vor nicht. 

Wichtig für die wettbewerbliche Steuerung ist auch 
eine anbieterunabhängige Verbraucherinformation. 
Sie ergänzt Werbeaussagen und schafft für den 
Verbraucher damit die Möglichkeit zu umfassenden 
Leistungsvergleichen. Die Bundesregierung wird 
soweit zuständig die anbieterunabhängige Verbrau-
cherinformation durch Kommunikationsmittel aller 
Art auch künftig im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
unterstützen. 

Die Politik der Bundesregierung, im öffentlichen 
Bereich wettbewerbliche Prinzipien verstärkt 
durchzusetzen, wird sich auch auf die künftige Me-
dienordnung und die neuen Kommunikations-
märkte erstrecken. Anzustreben ist, die Wettbe-
werbsbedingungen für die neuen Medien möglichst 
weitgehend bundeseinheitlich zu gestalten. Hierbei 
wird darauf zu achten sein, daß bestehende Macht-
positionen im Medienbereich nicht verfestigt, son-
dern mit Hilfe der neuen Medien eher aufgelockert 
und abgebaut werden. 

Mittelstandspolitik 

41. Die Neubesinnung auf die marktwirtschaftli-
che Ordnung dient vor allem auch dem Mittelstand. 
Die eingeleitete Verbesserung der Rahmenbedin-
gungen für mehr Investitionen und Innovationen 
stärkt die Wettbewerbsfähigkeit kleiner und mittle-
rer Unternehmen, indem sie deren Leistungs- und 
Anpassungsfähigkeit im Wettbewerb mit großen 
Unternehmen besser zur Geltung bringt. Der Mit-
telstand hat für die Wiedergewinnung eines ausrei-
chenden Wirtschaftswachstums und Beschäfti-
gungsstandes sowie für die Sicherung der Berufs-
ausbildung der in das Erwerbsleben tretenden star-
ken Jahrgänge hohe Bedeutung. Es kommt jetzt 
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darauf an, daß eine stetige und verläßliche Fortfüh-
rung der begonnenen Politik die Attraktivität von 
Selbständigkeit und Unternehmertätigkeit weiter 
erhöht und zusätzliche Beschäftigungsimpulse gibt. 
Zur Stärkung der Eigenkapitalbasis kleine r und 
mittlerer Unternehmen, die gerade auch für risiko-
behaftete Innovationen in Zukunftstechnologien er-
forderlich ist, bedarf es ausreichender Unterneh-
menserträge und besserer Rahmenbedingungen für 
die Aufnahme von Risikokapital (vgl. Ziffer 23 die-
ses Berichts). 

Mit dem Steuerentlastungsgesetz 1984 sind die 
steuerlichen Bedingungen insbesondere für mittel-
ständische Unternehmen verbessert worden. Das 
Schwergewicht der Maßnahmen liegt dabei auf der 
Verminderung der Vermögensteuer für Betriebe. 
Daneben ist speziell für kleine und mittlere Unter-
nehmen die Möglichkeit der Sonderabschreibung in 
Höhe von 10 v. H. auf Anschaffungs- und Herstel-
lungskosten für neue bewegliche Anlagegüter eröff-
net worden. 

Existenzgründungen sind wegen der von ihnen aus-
gehenden Wachstums- und Beschäftigungsimpulse 
besonders wichtig. Die Nachfrage nach den vom 
Bund geförderten Existenzgründungsprogrammen 
ist im vergangenen Jahr erheblich angestiegen. Ins-
gesamt wurden 1983 durch Finanzierungshilfen des 
Bundes über 16 000 Existenzgründungen gefördert, 
mit denen über 70 000 Arbeitsplätze geschaffen 
oder gesichert wurden. Für das Eigenkapitalhilfe-
programm ist dies nicht zuletzt auf die 1983 verbes-
serten Förderkonditionen zurückzuführen. Trotz 
des Zwangs zur Haushaltskonsolidierung wird die 
Bundesregierung deshalb dieses Programm 1984 
mit unverändert günstigen Konditionen fortführen; 
dazu werden in diesem Jahr erheblich mehr Mittel 
zur Verfügung gestellt. Die Finanzierungshilfen für 
Existenzgründungen werden durch die Förderung 
von Existenzgründungsberatungen flankiert, um 
die Chancen von Gründern am Markt zu erhöhen. 

Die Bundesregierung mißt dem Innovationspoten-
tial kleiner und mittlerer Unternehmen große Be-
deutung bei. Die eingeleitete Umorientierung der 
Forschungspolitik in Richtung auf eine Verstär-
kung indirekter Förderungsmaßnahmen kommt 
dem spezifischen Charakter der Innovationstätig-
keit kleiner und mittlerer Unternehmen besonders 
entgegen. 

Forschungs - und Technologiepolitik 

42. Für die Sicherung der wirtschaftlichen und so-
zialen Zukunft ist technischer Fortschritt unerläß-
lich. Dies gilt auch für die Vermeidung, Behebung 
und Eindämmung von ökologischen Schäden und 
Risiken, die sich durch die zivilisatorische Entwick-
lung ergeben. Vor diesem Hintergrund sieht die 
Bundesregierung folgende Ansatzpunkte für ihre 
Forschungs- und Technologiepolitik: 

— Stärkung der Grundlagenforschung; 

— Forschung in Bereichen staatlicher Daseinsvor

-

sorge (Umwelt, Klima, Gesundheit, Sicherheit); 

— „Großforschung" (Weltraumforschung, Ver-
suchs- und Demonstrationsvorhaben im Ener-
gie- und Verkehrsbereich, Meeresforschung); 

— Verbesserung der Infrastruktur und der Koope-
ration in der Forschung; 

— Verbesserung der Ausgangs- und Rahmenbedin-
gungen für Innovationen in der Wirtschaft, ins-
besondere für kleine und mittlere Unternehmen 
und für innovative Unternehmensgründungen 
sowie 

- technologische Forschung und Entwicklung in 
der Industrie. 

Dazu wird die Förderung der Grundlagenforschung 
verstärkt auf Spitzenforschung ausgerichtet. Beson-
dere Aufmerksamkeit gilt neuen Beschäftigungs- 
und Entfaltungsmöglichkeiten für den qualifizier-
ten wissenschaftlichen Nachwuchs, der Wissen-
schaftlergeneration der neunziger Jahre. 

Die direkte Vorhabenförderung im Bereich der 
Wirtschaft wird zunehmend auf besonders risiko-
reiche, aufwendige, die Privatwirtschaft überfor-
dernde längerfristige Vorhaben sowie auf Bereiche 
staatlicher Daseins- und Zukunftsvorsorge (z. B. Si-
cherheits-, Umwelt- und Gesundheitsforschung) 
konzentriert. Die Bundesregierung wird anderer-
seits die direkte Förderung einschränken und die 
indirekte Förderung verstärken. 

Dies geschieht insbesondere durch die 

— Wiedereinführung der Sonderabschreibungen 
für Forschungs- und Entwicklungsinvestitionen 
ab 1984; 

— indirekt-spezifische Komponente im Rahmen 
des am 1. Januar 1984 in Kraft getretenen Pro-
gramms Fertigungstechnik zusammen mit einer 
Förderung der Verbundforschung; 

— Ausarbeitung eines Förderkonzeptes zur Ver-
besserung des Technologie-Transfers aus For-
schungseinrichtungen in die Industrie durch Un-
terstützung des Wechsels von Wissenschaftlern 
zwischen diesen Bereichen; 

— Ausweitung der Förderung der Vertragsfor-
schung und -entwicklung für Unternehmen der 
gewerblichen Wirtschaft; hierzu sind die Mittel 
verdreifacht worden; 

— Unterstützung der industriellen Gemeinschafts-
forschung der Arbeitsgemeinschaft Industrieller 
Forschungsvereinigungen (AIF); 

— Fortsetzung des Forschungs- und Entwicklungs-
Personalkostenzuschußprogramms für kleine 
und mittlere Unternehmen; 

— Prüfung bis Mitte 1984, ob in Ergänzung zu dem 
vorstehenden Programm die Neueinstellung von 
Personal zur Erweiterung der vorhandenen For-
schungs- und Entwicklungskapazitäten zusätz-
lich gefördert werden soll. 

Das in der Regierungserklärung angekündigte um-
fassende Konzept für die Förderung der Informa-
tionstechnik wird in Kürze vorgelegt. 
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Ausbau der technischen Kommunikation 

43. Die Bundesregierung sieht in sicheren, lei-
stungsfähigen und preiswerten nationalen und in-
ternationalen Nachrichtenverbindungen, die jeder-
mann zugänglich sind, eine wesentliche Vorausset-
zung für mehr Wachstum der Wirtschaft, für die 
Funktionstüchtigkeit der öffentlichen Verwaltung 
und auch für das gesellschaftliche Zusammenleben. 
Der weitere Ausbau und die Modernisierung der 
Netzinfrastruktur, die Fortentwicklung bestehen-
der und die Einführung neuer Kommunikations-
dienste erfordern sowohl den Beitrag der Deut-
schen Bundespost als auch verstärkte Initiativen 
der privaten Wirtschaft. 

Wichtige Impulse für Wettbewerbsfähigkeit und 
Wachstum der gesamten Wirtschaft gehen von der 
Digitalisierung der Fernmeldenetze, dem zunächst 
im Fernnetz eingesetzten Glasfaserkabel, der Ent-
wicklung eines deutschen Fernmeldesatelliten, von 
Rundfunksatelliten sowie von der Öffnung des Bild-
schirmtextes für die Allgemeinheit im Frühjahr 
1984 und der Errichtung von Breitbandverteilnet-
zen aus. 

Die Bundesregierung wird die Errichtung von 
Breitbandverteilnetzen entsprechend der Nach-
frage nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten zügig 
vorantreiben. Damit werden auch die technischen 
Voraussetzungen für die Verbesserung der Mei-
nungsvielfalt in den Medien erweitert. Die Nach-
frage nach Kabelanschlüssen zur Ton- und Fern-
seh-Rundfunkversorgung wird — neben den Ko-
sten — wesentlich von der Anzahl der empfangba-
ren Programme bestimmt. Zur Heranführung die-
ser Programme müssen von der Deutschen Bundes-
post die technischen Anlagen, z. B. Richtfunkver-
bindungen, Satelliten und Satellitenempfangssta-
tionen, rechtzeitig errichtet werden. Zusätzliche 
Programme, die für die Steigerung der Akzeptanz 
bei den privaten Haushalten sehr wichtig sind, kön-
nen in den Jahren 1984/85 mit Hilfe von Verteilsa-
telliten bereitgestellt werden. Die weitere Entwick-
lung wird wesentlich davon abhängen, daß die Bun-
desländer an dieser wichtigen Infrastrukturaufgabe 
mitwirken und die medienrechtlichen Vorausset-
zungen dafür schaffen. 

Große wirtschaftspolitische Bedeutung kommt ei-
ner privaten Betätigung und privaten Investitionen 
beim Aufbau lokaler Breitbandverteilnetze zu. Für 
die Zusammenarbeit mit privaten Investoren hat 
die Deutsche Bundespost gemeinsam mit Interes-
senten mehrere Kooperationsmodelle entwickelt, 
die z. Z. im Versuch erprobt werden. 

Stahlpolitik 

44. Der europäische Stahlmarkt unterliegt seit 
Gründung der Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
im Jahre 1952 einem besonderem Regime, unter 
dem die Kommission und der Ministerrat der Euro-
päischen Gemeinschaften an der Setzung der Rah-
menbedingungen für den Stahlmarkt in Europa 
mitwirken. 

Trotz verstärkter Krisenmaßnahmen und gebesser-
ter Konjunktur blieb der Stahlmarkt 1983 äußerst 
labil. Die Rückkehr zu mehr Wirtschaftswachstum 
und höheren Investitionen wird auch für die Anpas-
sung der Stahlindustrie Erleichterungen bringen. 
Es wäre aber verfehlt, hiervon allein die Wiederher-
stellung einer wettbewerbsfähigen europäischen 
Stahlindustrie zu erwarten. Die Konkurrenz ande-
rer Produkte und der Wettbewerb mit neuen Produ-
zenten zeigen, daß die Kapazitäten in der europäi-
schen Stahlindustrie nicht im heutigen Umfang auf-
rechterhalten werden können. Es wird nicht mög-
lich sein, die Erhaltung jedes einzelnen Stahlstand-
ortes und noch weniger jedes einzelnen Stahlar-
beitsplatzes zu gewährleisten. Diese Beurteilung 
der Lage deckt sich weitgehend mit der Auffassung 
des Rates. Er bestätigt auch die Grundlinien der 
Stahlpolitik, von denen sich die Bundesregierung 
auf nationaler wie auf europäischer Ebene leiten 
läßt (vgl. Ziffer 515 ff. JG). 

Die Bundesregierung ist bereit, ihren Beitrag zur 
Abfederung der Anpassungslasten entsprechend 
den Grundsätzen ihrer sektoralen Strukturpolitik 
zu leisten. Das bedeutet: 

— Die Sanierung bleibt Aufgabe der Unternehmen. 
Alle Beteiligten — auch Eigentümer, Banken 
und Arbeitnehmer — müssen angemessene Bei-
träge leisten. 

— Die Wiedereingliederung der Stahlindustrie in 
den Wettbewerb auf einem offenen Weltmarkt 
muß mit Nachdruck angestrebt werden. Auch 
dies erfordert einen konsequenten Abbau der in-
nerhalb Europas und auf Teilen des übrigen 
Weltmarktes entstandenen wettbewerbsverzer-
renden Eingriffe. 

— Staatliche Unterstützung kann nur vorüberge-
bend gewährt und muß als Hilfe zur Selbsthilfe 
verstanden werden. 

— Die regionalen Sonderprogramme — wie das 
Stahlstandorteprogramm und das regionale 
Sonderprogramm für Bremen — sollen für die 
betroffenen Regionen Entlastung schaffen. 

Für den europäischen Stahlmarkt heißt dies, daß 
ein fester Zeitplan bis zur Wiederherstellung unver-
fälschter Wettbewerbsbedingungen von den Unter-
nehmen und den Mitgliedstaaten eingehalten wer-
den muß. Hier ist mit dem Ende des Jahres 1985 auf 
europäischer Ebene ein klares Datum gesetzt. 

Die Bundesregierung wird sich auf europäischer 
Ebene weiterhin nachdrücklich dafür einsetzen, 
daß der Subventionswettlauf beendet wird; denn 
private Unternehmen können nicht gegen Staats-
haushalte konkurrieren. In der Bundesrepublik 
Deutschland sind die finanziellen Hilfen von Bund 
und Ländern für die Umstrukturierung der deut-
schen Stahlindustrie zwischen 1983 und 1985 — 
ohne die besonders begründeten Saarhilfen — auf 
etwa 3 Mrd. DM begrenzt. Die Bundesregierung er-
wartet, daß andere Regierungen und die Kommis-
sion sich ähnliche Beschränkungen auferlegen, um 
das Hauptziel der gemeinschaftlichen Stahlpolitik, 
nämlich die Rückkehr zu unverfälschten Marktbe- 
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dingungen, zu gewährleisten. Sie hat dies mit ihrer 
Klage beim Europäischen Gerichtshof gegen Beihil-
feentscheidungen der Kommission zugunsten von 
Belgien, Frankreich, Großbritannien und Italien un-
terstrichen. Sie wird sich auch künftig dafür einset-
zen, daß ein durch extreme Beihilfen in anderen 
Ländern massiv verzerrter Wettbewerb nicht dazu 
führt, daß deutschen Unternehmen Marktanteile 
wegen solcher Subventionen verlorengehen. Um 
solche Verlagerungen rückgängig zu machen und 
zukünftig zu verhindern, wurde das Krisensystem 
der Gemeinschaft erweitert. Die Einhaltung der tra-
ditionellen Handelsströme soll durch Sanktionsme-
chanismen sichergestellt werden. Zudem gelten 
jetzt für bestimmte Stahlerzeugnisse Mindest-
preise. Es wird darauf zu achten sein, daß diese 
Maßnahmen auch wirksam durchgesetzt werden. 
Sollten die subventionsbedingten Wettbewerbsver-
zerrungen in der Europäischen Gemeinschaft nicht 
alsbald und dauerhaft abgebaut werden, so wird da-
durch der finanzielle Handlungsspielraum der Bun-
desregierung bei der Lösung der anderen anstehen-
den Fragen im Rahmen der Gemeinschaft entschei-
dend eingeengt. 

Es müssen aber auch die Zusammenhänge mit den 
nachgelagerten Verarbeitungsbereichen gesehen 
werden. Für die Bundesrepublik Deutschland als 
exportintensives Stahlverarbeitungsland ist es 
wichtig, daß die Stahlpolitik nicht die Wettbewerbs-
bedingungen der Weiterverarbeiter über ein ver

-

kraftbares Maß hinaus beeinträchtigt. Soweit das 
erweiterte Instrumentarium ein einheitliches, mit 
dem Weltmarkt verträgliches Stahlpreisniveau in 
der Gemeinschaft sichern hilft, dient es auch dem 
Interesse der deutschen stahlverarbeitenden Indu-
strie an einer leistungsfähigen Stahlindustrie. 

Energiepolitik 

45. Aufgabe der Energiepolitik bleibt es, dazu bei-
zutragen, daß sich unsere Volkswirtschaft an die 
veränderte internationale energiewirtschaftliche 
Situation anpaßt. Die nun schon seit einiger Zeit 
entspannte Situation auf den Mineralölmärkten, die 
ausgewogenere Verteilung der deutschen Bezugs-
quellen sowie der Rückgang des Ölanteils an der 
heimischen Energieversorgung dürfen nicht dar-
über hinwegtäuschen, daß die Bundesrepublik 
Deutschland nach wie vor bei Erdöl, das den größ-
ten Anteil an der Energieversorgung hat, fast voll-
ständig vom Import abhängig ist. Das Energiepreis-
niveau ist im Vergleich zu den 70er Jahren hoch. 
Schwerpunkte der Energiepolitik sind deshalb auch 
1984 Energieeinsparung und rationelle Energiever-
wendung, Nutzung der heimischen einschließlich 
der erneuerbaren Energiequellen, Verminderung 
der Ölabhängigkeit und Diversifizierung des Ener-
gieangebotes. Die bisherige Entwicklung bestätigt 
— auch nach den jüngsten Ergebnissen der Struk-
turberichterstattung —, daß diese Energiepolitik 
der Bundesregierung richtig angesetzt ist und 
wirkt. 

Zur besseren Ausschöpfung des Einsparpotentials, 
das mit der Nutzung erneuerbarer Energiequellen 

und der Fernwärme verbunden ist, werden weiter-
hin neue heizenergiesparende Technologien und 
der Anschluß privater Haushalte an die Fernwärme 
steuerlich gefördert. Darüber hinaus wird die For-
schung und Entwicklung auf diesem Gebiet weiter 
unterstützt. 

Die Bundesregierung wird an ihrer bisherigen Koh-
lepolitik festhalten. Sie hat im Oktober 1983 in Ver-
handlungen mit allen Beteiligten die Rahmenbedin-
gungen für die weitere Entwicklung der deutschen 
Steinkohle festgelegt und dabei klargestellt, daß 
auch die Kohlepolitik die Knappheit der öffentli-
chen Mittel berücksichtigen muß. Sie geht davon 
aus, daß der 15-Jahresvertrag zur Verstromung der 
deutschen Kohle verwirklicht wird. Die Bundesre-
gierung verkennt nicht die damit verbundenen La-
sten. Um so mehr begrüßt sie, daß die Länderwirt-
schaftsministerkonferenz nach ihrem Beschluß 
vom 24. November 1983 den Vertrag nicht in Frage 
stellt und sich die Verbände der Elektrizitätswirt-
schaft zu dem Vertrag bekennen. Bundesregierung, 
Bergbauländer, Steinkohlenbergbau und Industrie-
gewerkschaft Bergbau und Energie sind sich aber 
einig, daß der vor allem mit dem Absatzrückgang 
an die europäische Stahlindustrie verbundene 
strukturelle Kapazitätsüberhang abgebaut werden 
muß. Die notwendigen Umweltmaßnahmen er-
schweren und verteuern den Einsatz der Kohle; an-
dererseits ist der konsequente Einsatz emissions-
mindernder Technik wichtig für eine umwelt-
freundliche Kohleverwendung. Die Exportlieferun-
gen sind nicht kostendeckend und stellen keinen 
Beitrag zur Sicherung der heimischen Energiever-
sorgung dar. Die Unternehmen müssen sich des-
halb darauf einstellen, daß Kohleexporte längerfri-
stig nicht mehr subventioniert werden. 

Die Bundesregierung stimmt mit dem Rat überein, 
daß die Sicherung der heimischen Energieversor-
gung ein wesentliches Ziel der Kohlepolitik ist. Sie 
hält es ebenfalls für notwendig, daß im Bergbau 
durch Kosteneinsparungen die volkswirtschaftli-
chen Lasten der Kohlepolitik verringert werden. Al-
lerdings müssen dabei auch regional-, sozial- und 
arbeitsmarktpolitische Gesichtspunkte berücksich-
tigt werden. 

Eine verantwortungsvolle Energiesicherungspolitik 
muß für den Fall längerfristiger Versorgungseng-
pässe Vorsorge treffen. Hierfür würde die vom Rat 
dem Bergbau zugedachte Sicherheitsprämie, die 
sich an den Kosten eines alternativ anzulegenden 
Vorratslagers ausrichten soll, kaum ausreichen (vgl. 
Ziffern 535 ff. JG). Die im Gutachten zur Diskussion 
gestellte Umstellung des bestehenden Fördersy-
stems für die Kohle auf eine einheitliche Prämie 
pro Tonne Förderung dürfte den unterschiedlichen 
Gegebenheiten der Kohleförderung von den natürli-
chen Lagerstättenverhältnissen her und den diffe-
rierenden Bedingungen in den verschiedenen Ein-
satzbereichen der Kohle nicht gerecht werden. 
Diese Vorstellungen müßten auf eine Kündigung 
langfristiger Verträge hinauslaufen und je nach ge-
wählter Prämienhöhe einen nicht vertretbaren 
Schrumpfungsprozeß des deutschen Steinkohlen-
bergbaus einleiten. Die Bundesregierung hält des- 
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halb an dem differenzierten System allgemeiner 
und spezieller Kohlehilfen fest. 

Geringerer Energieverbrauch und Änderungen in 
der Zusammensetzung des Verbrauchs setzen auch 
andere Energieträger Anpassungszwängen aus. Der 
Kapazitätsabbau in der Mineralölwirtschaft muß 
sich dabei wie bisher ohne staatliche Abstützung 
vollziehen. Die Bundesregierung wird jedoch darauf 
achten, daß die Verringerung der Raffineriekapazi-
täten nicht aufgrund von wettbewerbsverzerrenden 
Maßnahmen in anderen Ländern einseitig zu deut-
schen Lasten erfolgt. 

Die Bundesregierung hält den steigenden Beitrag 
der Kernenergie im Hinblick auf ein kostengünsti-
ges Stromangebot für erforderlich. Entsprechend 
den energiepolitischen Zielen werden beim Erdgas 
die Bemühungen um eine Diversifizierung der Be-
zugsquellen fortgesetzt. 

Umweltpolitik 

46. Die Bundesregierung bekräftigt ihre Überzeu-
gung, daß dauerhafte Erfolge im Umweltschutz am 
ehesten auf der Grundlage der Sozialen Marktwirt-
schaft erreichbar sind. Wirtschaftswachstum und 
Umweltschutz stellen keinen Gegensatz dar, wenn 
die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen zukunfts-
orientiert auf die Erhaltung der natürlichen Le-
bensgrundlagen hin gestaltet werden, wenn alle in 
der Gesellschaft ihrer Verantwortung für eine ge-
sunde Natur, für Boden, Wasser und Luft gerecht 
werden und wenn sie auch bereit sind, die Kosten, 
die wirksamer Umweltschutz verursacht, mitzutra-
gen. Zu einer vorsorgenden Umweltpolitik gehören 
auch verstärkte Anstrengungen in der ökologischen 
Forschung und bei der Entwicklung von fortschritt-
lichen Verfahren, welche die Emission von Schad-
stoffen vermindern oder ganz ausschließen. 

Es kommt, wie auch der Sachverständigenrat her-
vorhebt, zunehmend darauf an, mit mehr Markt-
wirtschaft im Umweltschutz mehr und konsequen-
teren Umweltschutz in einer leistungsfähigen Wirt-
schaft zu erreichen (vgl. Ziffern 504 ff. JG). Stär-
kung des Eigeninteresses der Wirtschaft am Um-
weltschutz und wirtschaftliche Belohnung umwelt-
freundlichen Verhaltens sollen einhergehen mit der 
Notwendigkeit, umweltfeindliche Produktionsver-
fahren, die sich nicht mehr lohnen dürfen, zu än-
dern. Die vorurteilslose Prüfung der Möglichkeiten, 
verstärkt ökonomische Instrumente im Umwelt-
schutz einzusetzen, schließt keine Lösung von vorn-
herein aus. Ohne die Vorgabe von Grenzwerten und 
rechtlichen Rahmendaten kommt wirksamer Um-
weltschutz allerdings nicht aus. Konkrete Vor-
schläge der Wirtschaft selbst wird die Bundesregie-
rung bei der Suche nach den jeweils geeignetsten 
Instrumenten sorgfältig prüfen. 

Die Bundesregierung schätzt dabei die Anpas-
sungsfähigkeit der Wirtschaft hoch ein, berücksich-
tigt allerdings auch, daß zur Umsetzung umweltpo-
litischer Maßnahmen ausreichende Fristen notwen-
dig sind. Sie hält die Kosten im Zusammenhang mit 

der Anwendung der Großfeuerungsanlagen-Verord-
nung oder bei der Umstellung auf bleifreies Benzin 
und auf umweltfreundliche Kraftfahrzeuge mit 
niedrigen Abgasgrenzwerten angesichts der bereits 
eingetretenen und der noch drohenden Schäden an 
hohen volkswirtschaftlichen und kulturellen Wer-
ten für vertretbar. 

Auch im Bereich des Handels muß ein wirksamer 
Umweltschutz gewährleistet sein. Staatliche Ein-
griffe in den Verpackungsmarkt sind entbehrlich, 
wenn sich die freiwilligen Zusagen der .  Wirtschaft 
hinsichtlich von Mehrwegverpackungen bewähren. 

Für Beratungen im Zusammenhang mit der Durch-
führung betrieblicher Umweltschutzmaßnahmen, 
insbesondere von Investitionen, gewährt die Bun-
desregierung im Rahmen der Förderung von Unter-
nehmensberatungen für kleine und mittlere Unter-
nehmen Bundeszuschüsse. 

Spürbar wirksamer Umweltschutz erfordert — 
nicht zuletzt wegen des freien Wirtschaftsverkehrs 
— international gemeinsames und vor allem euro-
paeinheitliches Vorgehen. Die Bundesregierung 
setzt sich deshalb für mit den Partnern abge-
stimmte Umweltmaßnahmen ein. Sie baut dabei 
auch auf die beim Weltwirtschaftsgipfel in Wil-
liamsburg vereinbarte verstärkte Zusammenarbeit 
im Umweltschutz. Für den 24. bis 27. Juni 1984 be-
reitet die Bundesregierung eine Konferenz in Mün-
chen mit etwa 40 Staaten und zwischenstaatlichen 
Organisationen aus Ost und West vor, auf der Kon-
zeptionen und Strategien zur Verminderung der 
Luftverschmutzung erörtert werden sollen. In die-
sem Zusammenhang begrüßt sie die Bereitschaft 
verschiedener Staatshandelsländer wie z. B. der 
UdSSR und der CSSR, über Möglichkeiten für eine 
Intensivierung der bilateralen Zusammenarbeit in 
Fragen des Umweltschutzes zu sprechen. 

Regionale Strukturpolitik 

47. Zur Erleichterung des Strukturwandels, zur 
Verbesserung der regionalen Wachstumsbedingun-
gen und zur Entlastung der regionalen Arbeits-
märkte tragen Bund und Länder im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regiona-
len Wirtschaftsstruktur" verstärkt bei. Das Zonen-
randgebiet wird wie bisher bevorzugt gefördert, um 
seine wirtschaftlichen Nachteile aus der Teilung 
Deutschlands und aus seiner Randlage zu den Wirt-
schaftszentren der Europäischen Gemeinschaft 
auszugleichen. 

Zur regionalpolitischen Flankierung der schwer-
wiegenden Anpassungsprozesse in der Bremer 
Schiffbau- und Stahlindustrie hat der Planungsaus-
schuß für regionale Wirtschaftsstruktur ein bis zum 
31. Dezember 1987 befristetes Sonderprogramm im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe für die Arbeits-
marktregion Bremen beschlossen. Durch Investi-
tionsanreize für die gewerbliche Wirtschaft und Zu-
schüsse zu Investitionen in die wirtschaftsnahe In-
frastruktur soll außerhalb der krisenbedrohten 
Sektoren Schiffbau und Eisen- und Stahlindustrie 
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die Schaffung von Ersatzarbeitsplätzen erleichtert 
werden. Mit ihrer aktiven Unterstützung dieses re-
gionalpolitischen Sonderprogramms macht die 
Bundesregierung deutlich, daß sie sich beim Auftre-
ten schwerwiegender sektoraler Anpassungsproble-
me in erster Linie um eine Umstrukturierung der 
belasteten Region hin zu wettbewerbsfähigen Akti-
vitäten bemüht, statt auf Subventionen zur Erhal-
tung der vom Strukturwandel bedrohten Unterneh-
men zurückzugreifen, durch die der Strukturwandel 
verzögert und der Wettbewerb — häufig auch ge-
rade zu Lasten leistungsfähiger mittelständischer 
Unternehmen — verzerrt würde. In besonders 
schwerwiegenden Fällen muß darüber hinaus je-
weils geprüft werden, inwieweit — möglichst in ei-
nem koordinierten Gesamtkonzept — durch Maß-
nahmen der Infrastruktur, der Ausbildung der Ju-
gendlichen und der Qualifizierung der Arbeitneh-
mer sowie durch andere arbeitsmarktpolitische 
Maßnahmen Umstrukturierungsprobleme erleich-
tert werden können. 

Nachdem der Bundesanteil an den Haushaltsmit-
teln der Gemeinschaftsaufgabe bereits 1983 gegen-
über 1982 um 25 Mio. DM aufgestockt wurde, stellt 
der Bund auch für 1984 zusätzliche Haushaltsmittel 
für Investitionsanreize im Rahmen der Gemein-
schaftsaufgabe zur Verfügung. Der Bundesanteil 
am Baransatz der Gemeinschaftsaufgabe beträgt 
1984 295 Mio. DM gegenüber 269,25 Mio. DM im Vor-
jahr. Darin sind 10 Mio. DM für das regionalpoliti-
sche Sonderprogramm in der Arbeitsmarktregion 
Bremen und 9,25 Mio. DM für das Sonderprogramm 
„Saarland-Westpfalz" enthalten. 

Zur Revision der EG-Regionalpolitik hat die EG

-

Kommission auf der Grundlage ihres Berichts über 
Möglichkeiten zur Verbesserung der Effizienz der 
Strukturfonds nunmehr einen neuen Verordnungs-
vorschlag vorgelegt. Die Bundesregierung wird an 
ihren Zielen zur Reform der gemeinschaftlichen 
Regionalpolitik festhalten: Um zu erhöhter Effi-
zienz zu gelangen, müssen die Fondsmittel stärker 
auf die schwächsten Regionen konzentriert und die 
sachlichen Verwendungszwecke vorrangig auf die 
Förderung von gewerblichen, arbeitsplatzschaffen-
den Investitionen ausgerichtet werden. 

Wirtschaftsförderung Berlin 

48. Die Anfang 1983 angelaufene Umstrukturie-
rung der Berliner Umsatzsteuerpräferenzen, die 
Produktionen mit mehr und höherwertigen Arbeits-
plätzen anregen soll, und die zusätzlichen Investi-
tionen westdeutscher Großunternehmen im Gefolge 
der Berliner Wirtschaftskonferenz unter Vorsitz 
des Bundeskanzlers vom Dezember 1982 dürften 
1984 und" darüber hinaus die Wirtschaftsentwick-
lung in Berlin zukunftsorientiert stärken. Im 

Herbst 1984 ist eine weitere Wirtschaftskonferenz 
in Berlin beabsichtigt. Von ihr werden zusätzliche 
Impulse zur Steigerung der Wirtschaftskraft erwar-
tet. Unterstützt wird dies durch die Unterzeichnung 
eines kommerziellen Vertrages zur Lieferung so-
wjetischen Erdgases nach Berlin, wodurch die Stadt 
ab 1985 an ein umweltfreundliches Gasverbundnetz 
angeschlossen wird. 

Innerdeutsche Wirtschaftsbeziehungen 

49. Die Bundesregierung betrachtet den inner-
deutschen Handel als ein wichtiges Element der 
Zusammenarbeit mit der DDR und als wesentli-
chen Teil der besonderen innerdeutschen Bezie-
hungen. Sie ist daran interessiert, die Wirtschafts-
beziehungen auf der Grundlage des Berliner Ab-
kommens und seiner Zusatzvereinbarungen, in die 
Berlin voll eingebunden ist, zu intensivieren und 
damit auch die Kontakte und Bindungen zwischen 
den Menschen in den beiden deutschen Staaten 
weiter zu stärken. Nach der insgesamt positiven 
Entwicklung des innerdeutschen Handels im vori-
gen Jahr wird es 1984 darauf ankommen, das der-
zeitige Ungleichgewicht zwischen den Lieferungen 
und Bezügen wieder zu verringern. Außerdem sollte 
über den Warenaustausch hinaus die wirtschaftli-
che Zusammenarbeit, z. B. auf dem Gebiet der Li-
zenz- und Gestattungsproduktion, ausgebaut wer-
den, damit mehr DDR-Waren auf unserem Markt 
abgesetzt werden können und die Struktur von Lie-
ferungen und Bezügen verbessert wird. 

Strukturberichterstattung 

50. Die im Rahmen der Strukturberichterstattung 
kürzlich vorgelegten Berichte der Wirtschaftsfor-
schungsinstitute zur strukturellen Entwicklung der 
deutschen Wirtschaft enthalten stärker als bei der 
ersten Berichtsrunde aus dem Jahre 1980 eine Viel-
zahl von wirtschaftspolitisch relevanten Informatio-
nen und Empfehlungen für die Gestaltung der 
Strukturpolitik. Die Bundesregierung wird das um-
fangreiche Material zügig auswerten, mit den Län-
dern, den Verbänden der Wirtschaft und den Ge-
werkschaften erörtern und gegenüber dem Deut-
schen Bundestag bis zum Sommer Stellung bezie-
hen. 

In einer dritten Berichtsrunde sollen von 1984 bis 
1987 bisherige Strukturuntersuchungen fortgesetzt 
und vertieft werden. Dabei sollen schwerpunktmä-
ßig auch neue Aspekte des nationalen und interna-
tionalen Strukturwandels sowie der Rolle der staat-
lichen Strukturpolitik aufgegriffen werden. 
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Anlage 

A. Rückblick auf die Jahresprojektion 1983 1 ) 
sowie die tatsächlich eingetretene 
Entwicklung 

1. Die im Jahreswirtschaftsbericht 1983 geäußerte 
Erwartung, das Bruttosozialprodukt werde im Jah-
resverlauf real wieder deutlich zunehmen, hat sich 
bestätigt. Da die Aufwärtsentwicklung aus der Re-
zession früher als unterstellt einsetzte, ging das 
Jahresergebnis für das Wachstum sogar noch über 
die Projektionsvorstellungen hinaus. Im Jahres-
durchschnitt 1983 konnte so — nach den ersten vor-
läufigen Berechnungen des Statistischen Bundes-
amtes — ein Anstieg des Bruttosozialprodukts von 
real 1,2 v. H. (Bruttoinlandsprodukt real + 1,0 v. H.) 
erzielt werden. Vor einem Jahr war noch davon aus-
gegangen worden, daß die gesamtwirtschaftliche 
Produktion nach Aufholen des rezessionsbedingten 
negativen Überhangs aus dem Jahre 1982 im Jah-
resdurchschnitt 1983 das Vorjahresniveau nur wie-
der erreichen werde. Die im Jahreswirtschaftsbe-
richt erwartete Verlaufsrate für das Bruttosozial-
produkt von real + 2 1/2v. H. wurde realisiert. Im 
4. Quartal 1983 dürfte das gesamtwirtschaftliche 
Produktionsniveau um rd. 2 1 /2v. H. über dem Tief-
punkt im 4. Quartal 1982 gelegen haben. (Die Indu-
strieproduktion dürfte ihr Vorjahresniveau im 
4. Quartal um 5 bis 6 v. H. übertroffen haben.) Damit 
ergibt sich für dieses Jahr im Gegensatz zu den drei 
Vorjahren wieder ein positiver Überhang. Die Aus-
gangsposition für das Wachstum 1984 ist damit un-
gleich günstiger als in den Vorjahren. 

Noch deutlicher als für das Sozialprodukt ging das 
tatsächliche Ergebnis bei der Inlandsnachfrage 
über die Projektionsvorstellungen hinaus. Eine 
günstigere Entwicklung ergab sich vor allem beim 
Privaten Verbrauch, der Lagerbildung und den Aus-
rüstungsinvestitionen der Wirtschaft. Vom Außen-
beitrag gingen dagegen — anders als erwartet — 
kontraktive Wirkungen aus, da die Ausfuhr trotz 
Belebung in der zweiten Jahreshälfte real zurück-
ging, während die Einfuhr von Waren und Dienst-
leistungen stagnierte. Diese Entwicklung ergab 
sich, obwohl der konjunkturelle Erholungsprozeß 
für die Gesamtheit der westlichen Industrieländer, 
vor allem aber in Nordamerika, früher und stärker 
als vor Jahresfrist erwartet einsetzte, so daß — 
nach Schätzungen der OECD — das Sozialprodukt 
im OECD-Bereich 1983 um ca. 2 bis 2 1/2 v.H. zu-
nahm. 

2. Die günstigere Entwicklung der gesamtwirt-
schaftlichen Produktion ging mit einer entspre-
chend höheren Zunahme der Produktivität einher. 
Das Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigen nahm 
um 2,7 v. H. zu (Jahresprojektion: + 1 1/2 bis 2 v. H.). 
Die Zahl der Erwerbstätigen war im Jahresdurch-
schnitt um rd. 440 Tsd. oder 1,7 v.H. niedriger als im 

1) Jahreswirtschaftsbericht 1983 der Bundesregierung 
(Drucksache 9/2400) 

Jahr zuvor und hielt sich damit im Rahmen der 
Jahresprojektion ( – 400 bis 450 Tsd. oder –1 1/2 bis 
2 v. H.). Hiervon entfiel allerdings mit einer Ab-
nahme um rd. 430 Tsd. ein deutlich höherer Anteil 
auf die beschäftigten Arbeitnehmer als erwartet; 
die Zahl der Selbständigen und mithelfenden Fami-
lienangehörigen nahm nämlich — entgegen den Er-
wartungen und den bis dahin über Jahre hinweg 
vorherrschenden Tendenzen — kaum noch ab. In 
der Jahresprojektion 1983 war davon ausgegangen 
worden, daß der Beschäftigtenabbau im Verlauf des 
Jahres gebremst werden kann. Dies hat sich so be-
stätigt: Gegen Jahresende dürfte die Zahl der Be-
schäftigten nicht mehr abgenommen haben; der 
noch deutlich negative Abstand zum entsprechen-
den Vorjahresniveau ist ausschließlich durch den 
vorangegangenen starken Rückgang bedingt. Die 
Arbeitslosenzahl stieg im Jahresdurchschnitt weni-
ger als vor einem Jahr angenommen, und zwar um 
rd. 425 Tsd. auf 2,258 Mio. Die Arbeitslosenquote fiel 
infolgedessen mit 9,1 v. H. (bezogen auf die unselb-
ständigen Erwerbspersonen) bzw. 8,1 v. H. (bezogen 
auf alle Erwerbspersonen) ebenfalls niedriger aus, 
als in der Jahresprojektion zugrundegelegt worden 
war (rd. 9 1 /2 v.H. bzw. rd. 8 1/2 v.H.). Der Anstieg der 
Arbeitslosigkeit hat sich dabei im Verlauf nicht nur 
deutlich verlangsamt und ist allmählich zum Ende 
gekommen; ab Herbst 1983 kam es sogar saisonbe-
reinigt wieder zu einer Abnahme um rd. 90 Tsd. Die 
Entwicklung am Arbeitsmarkt war damit spürbar 
besser, als dies wegen der ungünstigen demo-
graphischen Voraussetzungen vor einem Jahr noch 
für wahrscheinlich gehalten wurde. 

3. Auch die Preisentwicklung verlief günstiger, als 
vor Jahresfrist erwartet worden war. Die gesamt-
wirtschaftliche Wertschöpfung verteuerte sich, ge-
messen am Preisindex für das Bruttosozialprodukt, 
im Jahresdurchschnitt um 3,2 v. H. (Jahresprojek-
tion: + rd. 3 1 /2 v. H.). Da die Einfuhrpreise entgegen 
den Erwartungen nicht anstiegen, blieb die Preis-
entwicklung für die Güter und Dienstleistungen der 
inländischen Verwendung und damit auch der pri-
vaten Lebenshaltung noch deutlicher hinter den 
Ansätzen der Jahresprojektion zurück. Sie verlief 
hauptsächlich wegen des Rückgangs der Ölpreise 
zu Beginn des Jahres über Erwarten günstig. Trotz 
nochmaliger erheblicher Abwertung der D-Mark 
gegenüber dem US-Dollar um fast 5 v.H. im Jahres-
durchschnitt gingen die Preise für importierte Roh-
stoffe einschl. Erdöl fühlbar zurück. Auch die aber-
mals deutliche Aufwertung der D-Mark gegenüber 
den am Europäischen Währungssystem beteiligten 
Währungen trug zu der schwachen Einfuhrpreisent-
wicklung und damit dem nur geringen Preisanstieg 
im Inland bei. Die hinter den Erwartungen zurück-
gebliebene gesamtwirtschaftliche Preisentwicklung 
dürfte außerdem im Zusammenhang mit der schwä-
cheren Steigerung der Lohnkosten je Produktein-
heit stehen, auf die sich die Produktivitätsfort-
schritte günstig auswirkten. Insgesamt lag das 
Preisniveau für die inländische Güterverwendung 
nur um 2,6 v.H. höher als ein Jahr zuvor (Jahrespro- 
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jektion: + rd. 3 1/2 v. H.); die Verbraucherpreise stie-
gen um 3,0 v.H. (Jahresprojektion: + rd. 4 v.H.). 
Diese günstigere Entwicklung trug maßgeblich 
dazu bei, daß der Anstieg des Privaten Verbrauchs 
real höher ausfiel als in der Projektion zugrunde 
gelegt. 

4. Die gegenüber den Ansätzen der Jahresprojek-
tion um gut 1 v.H.-Punkt höhere reale Sozialpro-
duktszunahme und der um knapp 1 /2 v.H.-Punkt ge-
ringere gesamtwirtschaftliche Preisanstieg ergeben 
eine Zunahme des nominalen Bruttosozialprodukts 
von 4,5 v. H. (Jahresprojektion: rd. 3 1 /2 v. H.). 
Auf der Verwendungsseite schlägt sich dies in ei-
nem stärkeren Anstieg des Privaten Verbrauchs 
und der privaten Investitionen nieder, während die 
staatliche Endnachfrage und der Außenbeitrag 
schwächer als .  projiziert ausfielen. Die kräftigere 
Zunahme des Privaten Verbrauchs um nominal 
4,0 v.H. (Jahresprojektion: + 2 bis 3 v. H.) geht teil-
weise auf ein stärker gestiegenes verfügbares Ein-
kommen der privaten Haushalte zurück, zum größ-
ten Teil resultiert sie aber aus einem Rückgang der 
Sparquote. Dagegen blieb der Staatsverbrauch mit 
einem nominalen Anstieg um 2,3 v. H. (Jahrespro-
jektion: + 2 1 /2 bis 3 1/2 v. H.) hinter den Erwartungen 
zurück. Ursächlich hierfür war die gedämpfte Aus-
gabenentwicklung beim Sachaufwand sowohl bei 
den Gebietskörperschaften als auch für die Sachlei-
stungen im Sozialversicherungsbereich. Der An-
stieg der Anlageinvestitionen, der in der Jahrespro-
jektion mit 3 1/2 bis 4 1/2 v.H. veranschlagt worden 
war, blieb mit 4,1 v.H. innerhalb der Spanne. Wäh-
rend dabei die Investitionen der Unternehmen die 
Projektionsansätze deutlich übertrafen, nahmen 
die öffentlichen Investitionen noch stärker als pro-
jiziert ab. Da die Verteuerung der Anlageinvestitio-
nen schwächer als erwartet ausfiel, wurde das Pro-
jektionsergebnis in realer Betrachtung deutlich 
übertroffen. Einen recht starken Wachstumsbeitrag 
lieferten die Vorratsveränderungen. Sie betrugen 
nach vorläufigen Berechnungen des Statistischen 
Bundesamtes 20 Mrd. DM und fielen somit um 13 
Mrd. DM höher als im Vorjahr aus; in der Jahres-
projektion war dagegen nur eine Ausweitung der 
Lageraufstockung um bis zu 3 Mrd. DM erwartet 
worden. Dabei ist allerdings zu berücksichtigen, daß 
sich statistisch nicht zuordenbare Restgrößen in 
der Regel in der Vorratsveränderung niederschla-
gen. 
Insgesamt nahm damit die Inlandsnachfrage um 
4,5 v. H. zu (Jahresprojektion: + 2 1/2 bis 3 1/2 v.H.). 
Der nominale Außenbeitrag (Saldo des Waren- und 
Dienstleistungsverkehrs mit dem Ausland) blieb 
mit + 39,7 Mrd. DM zwar innerhalb der Spanne der 
Jahresprojektion ( + 36 bis + 40 Mrd. DM); dabei ist 
jedoch zu sehen, daß der Außenbeitrag für das Ba-
sisjahr 1982 inzwischen deutlich nach oben korri-
giert worden ist. Auch der Leistungsbilanzüber-
schuß blieb mit rd. 8 1/2 Mrd. DM innerhalb der pro-
jektierten Marge von 5 bis 10 Mrd. DM. 

5. Aufgrund des über den Projektionsansatz hin-
ausgegangenen Anstiegs des nominalen Sozialpro-
dukts war auch die Zunahme des Volkseinkom-
mens mit 4,2 v.H. stärker als erwartet (Jahrespro-
jektion: + 2 1 /2 bis 3 1/2 v.H.). Diese kräftigere Aus-

weitung floß ausschließlich den Einkommen aus 
Unternehmertätigkeit und Vermögen zu, die sich 
um 11,9 v. H. ausweiteten (Jahresprojektion: + 5 bis 
6 v.H.); dagegen blieb der Anstieg der Bruttoein-
kommen aus unselbständiger Arbeit mit 1,5 v. H. an 
der Untergrenze der projizierten Marge von + 1 1 /2 
bis + 2 1/2 v.H. Dabei erreichte die Zunahme der 
Bruttolohn- und -gehaltssumme je beschäftigten 
Arbeitnehmer mit 3,3 v.H. in etwa den Projektions-
ansatz (+ rd. 3 1/2 v.H.), doch blieb die Zahl der un-
selbständig Beschäftigten hinter den Erwartungen 
zurück. Aufgrund der deutlicheren Scherenbildung 
der Einkommensverteilung zugunsten der aller-
dings als Restgröße ermittelten Bruttoeinkommen 
aus Unternehmertätigkeit und Vermögen ging die 
um Änderungen in der Beschäftigungsstruktur be-
reinigte Lohnquote am Volkseinkommen um 
1 1 /2 v. H.-Punkte auf 68,6 v. H. zurück. 
6. Die Ausweitung der Ausgaben von Gebietskör-
perschaften und Sozialversicherung blieb mit 
2,8 v. H. knapp unterhalb der projektierten Spanne 
von 3 bis 4 v. H. Dabei nahm der Staatsverbrauch 
um + 2,3 v.H. zu (Jahresprojektion: + 2 1/2 bis 
3 1/2 v.H.), während sich die öffentlichen Investitio-
nen unerwartet stark um 6,7 v. H. verringerten (Jah

-

resprojektion: 2 bis – 3 v. H.). Die Einkommens- 
und Vermögensübertragungen des Staates — auf 
sie entfällt mehr als die Hälfte aller staatlichen 
Ausgaben — stiegen mit 4,3 v.H. im Rahmen der 
Erwartungen (Jahresprojektion: + 4 bis + 5 v.H.). 
Der Anstieg der Einnahmen entsprach mit  3,8 v. H. 
insgesamt der Obergrenze der Jahresprojektion 
( + 3 bis + 4 v. H.). Dabei entwickelten sich parallel 
zur günstigeren Wirtschaftsentwicklung die Steu-
ern mit + 4,6 v.H. und die sonstigen Einnahmen mit 
5,9 v. H. kräftiger als erwartet (Jahresprojektion: je-
weils + 3 bis + 4 v. H.), während der Anstieg der 
Sozialbeiträge mit 2,2 v. H. (Jahresprojektion: + 3 
bis + 4 v. H.) wegen der schwächeren Entwicklung 
der Bruttolohn- und -gehaltssumme und in ihrem 
Ausmaß nicht erwarteter Senkungen von Kranken-
kassenbeiträgen die Projektionsansätze unter-
schritt. 
Das Finanzierungsdefizit (in der Abgrenzung der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung) fiel mit rd. 
49,6 Mrd. DM nicht nur schwächer als erwartet aus, 
sondern war auch niedriger als im Vorjahr. Sein 
Anteil am Bruttosozialprodukt ging auf 3,0 v. H. zu-
rück. Während -  sich das Defizit der Gebietskörper-
schaften verringerte, nahm die Überschußposition 
der Sozialversicherung ab, wobei beide Bewegun-
gen ausgeprägter waren, als vor Jahresfrist ange-
nommen wurde. 
7. Neben dem geringeren staatlichen Finanzie-
rungsbedarf hat sich — bei annähernd gleichem 
Außensaldo — das Finanzierungsdefizit im Unter-
nehmenssektor (einschl. Wohnungswirtschaft) er-
wartungsgemäß deutlich verringert. Die Bruttoinve-
stitionen (einschl. Lagerbildung) nahmen zwar 
deutlich zu, doch ging die gesunkene Sparquote der 
privaten Haushalte mit einer verbesserten Ertrags-
entwicklung einher, so daß auch die zur Investi-
tionsfinanzierung zur Verfügung stehenden eige-
nen Mittel der Unternehmen (nichtentnommene 
Gewinne, Abschreibungen und Vermögensübertra-
gungen) kräftig anstiegen. 
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Internationaler Vergleich der Verbraucherpreisentwicklung 
Veränderung gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum 

in % 

Ø 1960/ 
Ø 
1970/ 1980 1981 1982 1983 

1983 

1.Vj. 2.Vj. 3.Vj. 4.Vj. Okt. Nov. Dez. 1970 1980 

Bundesrepublik 
Deutschland1) . 	 +2,5 + 5,1 + 5,5 + 5,9 + 5,3 + 3,0 + 3,7 + 2,8 + 2,8 + 2,6 + 2,6 + 2,6 + 2,6 

Belgien 	 +3,0 + 7,4 + 6,6 + 7,6 + 8,7 + 7,7 + 8,7 + 7,6 + 7,6 + 6,8 + 6,5 + 6,9 + 7,2 
Dänemark 	 +5,6 + 9,8 +12,3, +11,7 +10,1 + 6,9 + 8,5 + 7,5 + 6,0 + 5,6 + 5,3 + 5,5 + 6,0 
Frankreich 	 +4,1 + 9,6 +13,6 +13,4 +11,8 + 9,3 + 9,0 + 9,7 +10,4 + 9,8 
Griechenland 	 +2,1 +14,3 +24,9 +24,5 +21,0 +21,0 +20,9 +20,0 +20,8 +19,8 
Großbritannien +4,1 +13,7 +18,0 +11,9 + 8,6 + 4,9 + 3,9 + 4,6 + 5,0 + 4,8 
Irland 	 +4,6 +13,7 +18,2 +20,4 +17,2 +10,5 +12,5 + 9,2 + 9,9 +10,3 . +10,32) . 
Italien 	 +4,0 +13,8 +21,2 +19,5 +16,5 +14,8 +16,1 +16,0 +13,9 +13,2 +13,1 +12,8 +13,8 
Luxemburg 	 +2,6 + 6,6 + 6,3 + 8,1 + 9,4 + 8,7 + 9,8 + 8,6 + 8,3 + 8,1 + 8,4 + 7,9 + 8,0 
Niederlande 	 +4,3 + 7,4 + 7,0 + 6,7 + 5,7 + 2,7 + 3,4 + 2,5 + 2,6 + 2,7 + 2,5 + 2,7 + 2,9 

Finnland 	 +4,9 +11,1 +11,6 +12,0 + 9,3 + 8,0 + 8,2 + 8,9 + 9,1 + 9,9 
Norwegen 	 +4,5 + 8,4 +10,9 +13,6 +11,3 + 9,8 + 9,0 + 7,7 + 7,5 + 7,0 
Österreich 	 +3,6 + 6,3 + 6,4 + 6,7 + 5,4 + 3,3 + 3,9 + 2,7 + 3,1 + 3,7 + 3,6 + 3,7 + 3,8 
Portugal 	 +4,5 +18,6 +16,6 +20,0 +22,7 +20,8 +20,8 +26,2 +30,1 +32,0 
Schweden 	 +4,0 + 9,2 +13,7 +12,1 + 8,6 + 9,0 + 8,9 + 8,6 + 9,2 + 8,9 + 8,8 + 8,6 + 9,2 
Schweiz 	 +3,3 + 5,0 + 4,0 + 6,5 + 5,6 + 3,0 + 4,8 + 3,5 +1,8 +1,7 +1,4 +1,8 + 2,1 
Spanien 	 +6,6 +15,3 +15,6 +14,5 +14,4 +13,1 +12,0 +11,0 +12,1 +12,9 

Japan 	 +5,7 + 9,0 + 8,0 + 4,9 + 2,7 + 2,1 + 2,2 +1,3 +1,4 + 2,2 
Kanada 	 +2,7 + 8,0 +10,1 +12,5 +10,8 + 5,8 + 7,6 + 5,8 + 5,3 + 4,6 + 4,9 + 4,2 + 4,5 
USA 	 +2,7 + 7,8 +13,5 +10,4 + 6,1 + 3,2 + 3,6 + 3,3 + 2,6 + 3,3 + 3,0 + 3,1 + 3,8 

Quelle: Statistisches Bundesamt und andere amtliche Stellen; die aktuellsten Zahlen sind teilweise vorläufige Werte. 
1) Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte 
2) vierteljährliche Erhebung 
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Gegenüberstellung der tatsächlichen Entwicklung im Jahre 1983 
mit der Jahresprojektion der Bundesregierung 

Jahresprojektion Tatsächliche Entwicklung 4 ) 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 

Entstehung des Sozialprodukts 

Erwerbstätige 	  —11/2 bis — 2 —1,7 

Arbeitslosenquote in % A 1) 	  (rd. 91 /2) (9,1) 

B 2) 	  (rd.  8V2) (8,1) 

Arbeitszeit je Erwerbstätigen 	  — rd. 1/2 — 0,2 

In Preisen von 1976 (real) 

Bruttosozialprodukt 	  rd. 0 +1,2 

Bruttoinlandsprodukt (BIP) 	  rd. 0 +1,0 

BIP je Erwerbstätigen 	  + 1 1/2 bis + 2 + 2,7 

BIP je Erwerbstätigenstunde 	  + 2 bis + 2 1/2 + 2,9 

Verwendung des Sozialprodukts in jeweiligen Preisen 

Privater Verbrauch 	  + 2 bis + 3 + 4,0 

Staatsverbrauch 	  + 2 1/2 bis + 3 1/2 + 2,3 

Anlageinvestitionen 	  + 3 1/2 bis + 4 1/2 + 4,1 

darunter: Öffentliche Investitionen 	  — 2 bis — 3  —6,7 

Vorratsveränderung, Mrd. DM 	  (+ 61/2 bis + 10 1/2) 3) (+20,2) 

Inlandsnachfrage 	  + 2 1/2 bis + 3 1/2 + 4,5 

Außenbeitrag 

Mrd. DM 	  (+ 42 bis '+ 46) 3) (+39,7) 

Anteil am Bruttosozialprodukt in % 	  (2 bis 2 1 /2) (2,4) 

Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen 	  + rd. 3 1/2 + 4,5 

Preisentwicklung 

Privater Verbrauch 	  + rd. 4 + 3,0 

Inlandsnachfrage 	  + rd. 3 1 /2 + 2,6 

Bruttosozialprodukt 	  + rd. 3 1/2 + 3,2 

Verteilung des Sozialprodukts 

Volkseinkommen 	  + 2 1/2 bis +3 1/2 + 4,2 

Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen 
Summe 	  + 5 bis + 6 + 11,9 

Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit (Summe) 	 + 1 1/2 bis + 2 1/2 + 1,5 

Nachrichtlich: 

Bruttolohn- und -gehaltssumme 
je beschäftigten Arbeitnehmer 	  + rd. 3 1/2 + 3,3 

Sparquote 	  (rd. 121/2) 3) (11,7) 

1) Bezogen auf die unselbständigen Erwerbspersonen 
2) Bezogen auf alle Erwerbspersonen 
3) Angepaßt an die inzwischen revidierten Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes für 1982 
4) Erstes vorläufiges Ergebnis des Statistischen Bundesamtes; Stand: Januar 1984 
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Einnahmen und Ausgaben des Staatssektors 
im Jahre 1983 

(in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung) 

Jahres- Tatsäch- 
projektion der liche 
der Bundes- Entwick- 
regierung lung 4) 

Veränderung gegenüber 
dem Vorjahr in % 

Einnahmen 

Steuern 	  + 3 bis + 4 	+ 4,6 

Sozialbeiträge 1) 	 + 3 bis + 4 	+ 2,2 

Sonstige Einnahmen 	 + 3 bis + 4 	+ 5,9 

Einnahmen insgesamt 	 + 3 bis + 4 +3,8 

Ausgaben 

Staatsverbrauch 	 + 2 1/2 bis + 3 1/2 +2,3 

Einkommens- und Vermö- 
gensübertragungen 2) 	  + 4 bis + 5 + 4,3 

Investitionen 	 — 2 bis — 3 —6,7 

Ausgaben insgesamt 	 + 3 bis + 4 +2,8 

Finanzierungssaldo, 
Mrd. DM 	 — 55 bis — 59 3 ) — 49,6 

1)  Einschließlich Beiträge an einen unterstellten Pensionsfonds 
2) Einschließlich Zinsen 
3) Angepaßt an die inzwischen revidierten Ergebnisse des Statistischen 

Bundesamtes für 1982 
4) Erstes vorläufiges Ergebnis des Statistischen Bundesamtes; Stand: 

Januar 1984 

B. Jahresprojektion 1984 

8. Die Ausgangsbedingungen für 1984 sind erheb-
lich günstiger als in den Jahren zuvor. Im Gegen-
satz zu den drei vorangegangenen Jahren ging die 
deutsche Wirtschaft 1984 mit einem positiven 
Wachstumsüberhang von schätzungsweise ca. 
1 v.H. in das neue Jahr (vgl. Ziffer 1). Da die derzeit 
verfügbaren Informationen darauf hindeuten, daß 
sich der Anstieg von Nachfrage, Produktion und 
Einkommen auch in diesem Jahr fortsetzen wird, 
dürfte das Wachstum des Sozialprodukts im Jahres-
durchschnitt merklich höher als im Vorjahr ausfal-
len. 

Dabei darf nicht verkannt werden, daß trotz der 
Besserung der wirtschaftlichen Lage viele Pro-
bleme im Inland und in der Weltwirtschaft noch 
einer Lösung harren. Zu nennen sind hier die nach 
wie vor gravierenden strukturellen Schwierigkei-
ten, denen sich wichtige Wirtschaftszweige gegen

-übersehen. Weltweit drohen von der Beschäfti-
gungs- und Verschuldungslage vieler Länder immer 
noch Gefahren für eine störungsfreie Entwicklung 
des internationalen Handelsaustausches und der 
Finanzbeziehungen. Die Bedingungen für eine Lö-
sung dieser Probleme haben sich zwar im Zuge der 
wirtschaftlichen Erholung und der gemeinsamen 

Anstrengungen der wichtigsten Industrieländer 
verbessert; gleichwohl könnten hiervon weiterhin 
dämpfende Einflüsse auf das Wirtschaftsgeschehen 
ausgehen und hierin Risiken für die weitere Ent-
wicklung liegen. 

Jede Jahresprojektion hängt stark von den ihr zu-
grundeliegenden Annahmen und Bedingungen ab. 
Insofern entspricht sie einer bedingten Prognose 
der kurzfristig für realisierbar angesehenen ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung. Auch eine gün-
stigere oder ungünstigere als die hier projizierte 
Entwicklung kann nicht von vornherein ausge-
schlossen werden. Dabei sollte jedoch keinesfalls 
nur an schwächere Entwicklungen gedacht werden. 
Die Bundesregierung hält auch ein günstigeres 
Wachstumsergebnis durchaus für möglich. Dies gilt 
insbesondere dann, wenn die weltwirtschaftlichen 
Risiken weiter eingegrenzt werden können, die 
Auslandsnachfrage sich noch kräftiger als voraus-
geschätzt entwickelt und sich die Zinssenkungsten-
denz am Kapitalmarkt wieder durchsetzt. 

In der Jahresprojektion wird davon ausgegangen, 
daß sich — wie allgemein erwartet — die konjunk-
turelle Belebung in Kanada und den USA fortsetzt 
und in diesem Jahr verstärkt auf westeuropäische 
Staaten und Entwicklungsländer übergreift. Sie 
setzt außerdem voraus, daß es gelingt, die vielfälti-
gen Tendenzen zu protektionistischen Eingriffen, 
die einen wachstumsfördernden, offenen Welthan-
del behindern, unter Kontrolle zu halten. Zur Auf-
rechterhaltung und das Funktionieren des interna-
tionalen Finanzsystems im Zusammenhang mit der 
Verschuldung vieler Länder wird ferner unterstellt, 
daß es den internationalen Gremien sowie den Zen-
tral- und Geschäftsbanken wie bisher gelingt, die 
Funktionsfähigkeit der internationalen Finanz-
märkte friktionslos aufrechtzuerhalten. Hinsicht-
lich der Rohstoff- und Ölversorgung sind z. Z. keine 
Beeinträchtigungen absehbar; es wird damit ge-
rechnet, daß von der Preisentwicklung für diese Gü-
ter keine negativen Auswirkungen auf das Wirt-
schaftsgeschehen ausgehen werden. Hinsichtlich 
der Wechselkursentwicklung wurden real unverän-
derte Paritäten angenommen. 

Bei den binnenwirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen wurde insbesondere unterstellt, daß sich die 
öffentlichen Ausgaben den Planansätzen entspre-
chend entwickeln. Ferner wurde davon ausgegan-
gen, daß es im Rahmen der laufenden und noch 
bevorstehenden Verhandlungen zwischen den Ta-
rifvertragsparteien zu keinen den Wirtschaftsab-
lauf beeinträchtigenden gravierenden Auseinander-
setzungen kommt. 

9. Während die Erholung der Produktionstätigkeit 
im Vorjahr ausschließlich durch einen Anstieg der 
Inlandsnachfrage erzielt wurde vom Außenbei-
trag (Ausfuhr abzüglich Einfuhr von Waren und 
Dienstleistungen) gingen real sogar erhebliche kon-
traktive Wirkungen auf das Sozialproduktswachs-
tum aus — sind nach den derzeit verfügbaren Infor-
mationen für 1984 wieder positive Effekte von der 
Auslandsnachfrage zu erwarten. So rechnet z. B. die 
OECD mit einer Beschleunigung des gesamtwirt- 
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schaftlichen Wachstums in den Industrieländern 
auf 3 1 /2 v. H. Anders als im Vorjahr sind somit auch 
die Aussichten für ein fühlbares Wachstum des 
Welthandels und damit auch der deutschen Export-
märkte als günstig zu bezeichnen. Zwar gehen auch 
für dieses Jahr die Schätzungen verschiedener Stel-
len für das zukünftige Wachstum des Welthandels 
stark auseinander, im Gegensatz zur jüngeren Ver-
gangenheit werden jedoch durchweg wieder deut-
lich positive Zuwachsraten — meistens zwischen 3 
und 5 v. H. — für den internationalen Warenaus-
tausch erwartet. Das OECD-Sekretariat setzt dabei 
mit einem Importanstieg der westlichen Industrie-
länder für verarbeitete Erzeugnisse um 7 v. H. die 
positivste Schätzung. An einer Belebung des Welt-
handels dürfte auch die deutsche Exportwirtschaft 
stark partizipieren, wie bereits die Auftragsent-
wicklung in der zweiten Jahreshälfte 1983 gezeigt 
hat. Das gilt insbesondere, wenn sich jetzt auch im 
Hauptabsatzgebiet Westeuropa die Erholungsten-
denzen klarer durchsetzen und darüber hinaus 
weltweit die Investitionsnachfrage wieder anzieht. 
Angesichts der deutschen Exportpalette wird da-
durch die Beschäftigung in der Bundesrepublik 
Deutschland günstig beeinflußt. Insgesamt hat sich 
die Wettbewerbsposition der deutschen Wirtschaft 
auf den internationalen Märkten in letzter Zeit eher 
verbessert. Daran dürfte sieh auch im Laufe dieses 
Jahres wenig ändern, wenn man für den weiteren 
Verlauf von einer Konstanz der realen Wechsel-
kurse ausgeht, wie dies in der Jahresprojektion ge-
schehen ist. Unter diesen Bedingungen dürften die 
erreichten Marktanteile zumindest gehalten wer-
den. Bei wieder leicht steigenden Dienstleistungs-
einnahmen und unter Berücksichtigung gegenüber 
dem Vorjahr etwas anziehender Exportpreise geht 
die Jahresprojektion 1984 bei einer realen Auswei-
tung der deutschen Exportmärkte um 4 bis 5 v. H. 
von einer 

nominalen Zunahme der Ausfuhr von Waren 
und Dienstleistungen um 7 bis 8 v. H.  

(nach Konstanz im Vorjahr) aus. 

10. Von einer Belebung der Ausfuhrtätigkeit 
dürfte auch eine positive Ausstrahlung auf die Inve-
stitionsneigung der Unternehmen ausgehen, zumal 
sich die Investitionsbedingungen im letzten Jahr 
deutlich verbessert haben und weitere investitions-
fördernde Steuererleichterungen Anfang 1984 in 
Kraft getreten sind. In weiten Teilbereichen der 
Wirtschaft ist es inzwischen zu einer beachtlichen 
Ertragsverbesserung gekommen, die erfahrungsge-
mäß mit gewisser zeitlicher Verzögerung auch zu 
einer weiteren Belebung der Investitionstätigkeit 
führen dürfte. Dabei könnten nicht zuletzt wegen 
der in vielen Wirtschaftszweigen gestiegenen Kapa-
zitätsauslastung beschäftigungswirksame Erweite-
rungsinvestitionen wieder mehr in den Vorder-
grund treten; freilich dürfte das wesentliche Inve-
stitionsmotiv weiterhin noch in der Rationalisie-
rung der Produktionsabläufe liegen, wie Unterneh-
mensbefragungen zeigen. 

Durch das gegenüber dem hohen Stand 1982 niedri

-

gere Zinsniveau ist die Rentabilitätsschwelle von 
Sachinvestitionen heute wieder erhöht. Das Rendi

-

teverhältnis zwischen Sach- und Finanzanlagen hat 
sich 1983 wieder zugunsten der Investitionen in 
Sachkapital verschoben. Je besser sich diese Rela-
tion in Gestalt weiter steigender Unternehmenser-
träge und sinkender Kapitalmarktzinsen entwik-
kelt, um so mehr wird zunehmende Nachfrage sich 
auch in erhöhten Investitionen widerspiegeln. Er-
fahrungsgemäß werden Investitionspläne dann 
rasch nach oben revidiert, wenn die eingetretene 
Verbesserung der Ertragsentwicklung und der Ab-
satzerwartungen als dauerhaft angesehen wird. Die 
deutliche Klimaaufhellung in der Wirtschaft spricht 
dafür, daß dies auch in der jetzigen Situation der 
Fall sein könnte. Kräftige Impulse dürften im übri-
gen von den gewerblichen Bauinvestitionen ausge-
hen, für die Ende dieses Jahres die Fertigstellungs-
frist für die Erlangung der Investitionszulage aus-
läuft. Ausrüstungs- und gewerbliche Bauinvestitio-
nen dürften sich unter diesen Bedingungen real in 
der Größenordnung um 5 v. H. und damit deutlicher 
als im Vorjahr ausweiten. 

Wie bereits im Vorjahr werden auch 1984 die Woh-
nungsbauinvestitionen voraussichtlich am stärk-
sten expandieren. Die Voraussetzungen hierfür 
wurden durch die wohnungsbaufördernden Maß-
nahmen der Bundesregierung und die relativ gün-
stigen Finanzierungskonditionen geschaffen. Nach-
dem sich die Nachfrage in diesem Bereich zuletzt 
auf einem beachtlich erhöhten Niveau stabilisiert 
zu haben scheint, wird der hiervon ausgehende Pro-
duktionseffekt mit voraussichtlich 7 bis 8 v. H. noch 
kräftiger als 1983 ausfallen. 

Nach den deutlichen Konsolidierungsfortschritten, 
insbesondere bei den Gemeinden, wird auch bei den 
öffentlichen Investitionen nach ihrem erheblichen 
Rückgang in den letzten drei Jahren wieder mit 
einer leichten realen Ausweitung gerechnet. Hier-
auf deuten insbesondere die in letzter Zeit wieder 
gestiegenen Tiefbauaufträge hin. Eine solche Ent-
wicklung entspricht der im Rahmen der Haushalts-
konsolidierung angestrebten Umstrukturierung der 
öffentlichen Haushalte zu mehr investiven Ausga-
ben. 

Diese Annahmen über die realen Anlageinvestitio-
nen von Unternehmen, im Wohnungsbau und im 
öffentlichen Bereich entsprechen unter Berücksich-
tigung des erwarteten Preisanstiegs in der Jahres-
projektion einem 

nominalen Anstieg der Anlageinvestitionen 
von 8 bis 9 v. H. 

(nach 4,1 v. H. im Vorjahr). 

Der Lageraufbau im vergangenen Jahr dürfte 
hauptsächlich auf Rohstoffe und Vorprodukte ent-
fallen sein. Angesichts der verbesserten Absatzaus-
sichten und der zunehmenden Produktionstätigkeit 
wird sich der Lageraufbau auch 1984 voraussicht-
lich weiter verstärken, wobei das Schwergewicht 
vermutlich mehr bei im laufenden Produktionspro-
zeß befindlichen Gütern und bei Fertigwaren liegen 
wird. Wegen des üblichen Ablaufmusters der Lager-
zyklen dürfte der Wachstumsbeitrag der Vorrats-
veränderungen jedoch nicht so kräftig wie im Vor

-

jahr ausfallen. 
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11. Die Annahmen der Jahresprojektion für die 
Entwicklung des Privaten Verbrauchs gehen von 
einer beschleunigten Zunahme des nominalen ver-
fügbaren Einkommens aus. Im einzelnen wurde für 
die Bruttolohn- und gehaltssumme mit rd. 3 1 /2 v. H. 
eine stärkere Ausweitung als im Vorjahr unter-
stellt, vor allem da der Anstieg dieser Einkommen 
im Jahresverlauf wieder durch eine zunehmende 
Beschäftigung gestützt werden dürfte. Andererseits 
ist im öffentlichen Dienst 1984 mit keinen für den 
Jahresdurchschnitt ins Gewicht fallenden Einkom-
menssteigerungen mehr zu rechnen. Wegen des 
Progressionseffekts bei der Lohnsteuer und über-
proportional steigender Sozialbeiträge wird die Zu-
nahme der Nettolohn- und -gehaltssumme mit rd. 
2 v. H. zwar deutlich geringer ausfallen; dies ist aber 
mehr als 1983, als sich die Summe der Nettolöhne 
und -gehälter kaum veränderte ( + 0,3 v. H.). Die 
vom Staat geleisteten Übertragungseinkommen 
werden im Sozialbereich etwa im Ausmaß des Vor-
jahres ansteigen (+ 2 bis + 3 v. H.). Aufgrund der 
eingetretenen und vermutlich weiteren Ertragsver-
besserung dürften jedoch die entnommenen Ge-
winne und Vermögenseinkommen überdurch-
schnittlich zunehmen. Für das gesamte verfügbare 
Einkommen der privaten Haushalte wird daher von 
einem Anstieg um 3 bis 4 v. H. ausgegangen, der 
damit merklich die Zunahme des Vorjahres über-
treffen würde ( + 2,4 v. H.). Bei der Abschätzung der 
Entwicklung der Ersparnisbildung wird angesichts 
der eingetretenen und erwarteten weiteren kon-
junkturellen Verbesserung sowie der günstigen 
Preisentwicklung ein erneuter leichter Rückgang 
unterstellt, nachdem sich die Sparquote bereits im 
Vorjahr deutlich zurückgebildet hatte. Dabei wird 
davon ausgegangen, daß von den im Rahmen der 
Vermögensbildung freiwerdenden Sparbeträgen 
abermals ein hoher Anteil zu Konsumzwecken ver-
wendet wird und die gestiegene Verschuldungsbe-
reitschaft der privaten Haushalte anhält. Unter die-
sen Voraussetzungen könnte 

der Private Verbrauch nominal um 4 bis 5 v. H. 

(nach 4,0 v. H. im Vorjahr) zunehmen. 

12. Nach der Verschiebung der Anpassung der Be-
züge im öffentlichen Dienst und den Haushaltsplä-
nen der Gebietskörperschaften ist für 1984 nur noch 
eine geringfügige Zunahme der Personalausgaben 
des Staates vorgesehen. Für den Sachaufwand, ins-
besondere die Sachleistungen im Sozialversiche-
rungsbereich, wird nach den derzeit bekannten Pla-
nungen und absehbaren Tendenzen dagegen mit ei-
ner etwas stärkeren Ausweitung als zuletzt gerech-
net. In der Jahresprojektion wird unter diesen Vor-
aussetzungen für 

den Staatsverbrauch eine nominale Zunahme 
um 2 bis 2 1/2 v. H. 

(nach 2,3 v. H. im Vorjahr) erwartet. 

13. Die Annahmen für die Entwicklung von Aus-
fuhr und Inlandsnachfrage ergeben für die gesamte 
Güterverwendung im Jahresdurchschnitt einen no-
minalen Anstieg von 5 1 /2 bis 6 v. H., der damit er-
heblich stärker als im Vorjahr (3,4 v. H.) ausfällt. 
Dies dürfte auch zu einer deutlichen Expansion der 

Einfuhren führen. Bei wieder steigenden Dienstlei-
stungsausgaben und im Jahresdurchschnitt wieder 
anziehenden Einfuhrpreisen könnte die Zunahme 
der Einfuhren mit 7 bis 8 v. H. spürbar über die Aus-
weitung der volkswirtschaftlichen Endnachfrage 
hinausgehen. 

Daraus ergibt sich ein 

nominaler Außenbeitrag in der Größenordnung 
von + 42 bis 46 Mrd. DM 

(nach + 39,7 Mrd. DM im Vorjahr). Hinter diesem 
Saldo im Waren- und Dienstleistungsverkehr mit 
dem Ausland steht nach den Annahmen der Jahres-
projektion ein wieder steigender Überschuß in kon-
stanten Preisen. Andererseits wird eine leichte Ver-
schlechterung der terms of trade, also ein etwas 
stärkerer Anstieg der Einfuhr- als der Ausfuhr-
preise erwartet, der im wesentlichen bereits durch 
die Entwicklung bis Ende des letzten Jahres vorge-
geben ist, weil die Einfuhrpreise — teilweise wech-
selkursbedingt — wieder verstärkt anzogen. 

Insgesamt würde sich damit im Jahresdurchschnitt 
ein 

Anstieg des nominalen Bruttosozialprodukts 
von rd. 5 1/2 v. H. 

(nach 4,5 v. H. im Vorjahr) ergeben. 

14. Trotz dieser wieder stärkeren Dynamik bei 
Nachfrage und Produktion dürfte die Preisentwick-
lung angesichts des weiterhin erwarteten geringen 
Kostenanstiegs gedämpft bleiben. Dabei wurde be-
reits in Rechnung gestellt, daß sich bei den Einfuhr-
preisen nach ihrem zeitweiligen Rückgang im Vor-
jahr bei verstärkt anziehender Weltkonjunkur hö-
here Rohstoffpreisnotierungen abzeichnen dürften. 
Von der weiteren Wechselkursentwicklung, insbe-
sondere gegenüber dem US-Dollar, wird es abhän-
gen, wieviel sich hiervon in den Einfuhrpreisen nie-
derschlagen wird. Die hier getroffenen Annahmen 
sind angesichts der auf den Devisenmärkten vor-
herrschenden Tendenzen besonders unsicher, wie 
die Entwicklung in den letzten drei Jahren gezeigt 
hat. 

Bei den Verbraucherpreisen war der Überhang am 
Jahresende 1983 mit saisonbereinigt 1 1 /2 v. H. gerin-
ger als in den Vorjahren. Auch für den Jahresver-
lauf scheint die Erwartung einer anhaltend ruhigen 
Preisentwicklung gerechtfertigt zu sein. Dieses Ur-
teil wird auch nicht dadurch beeinträchtigt, daß es 
in den Frühjahrsmonaten voraussichtlich vorüber-
gehend wieder zu höheren Vorjahresabständen 
kommt. Diese sind die Folge des zeitweiligen, vor 
allem ölpreisbedingten Preisrückgangs im Vorjahr 
und der Anhebung der Mehrwertsteuer zur Mitte 
des Jahres 1983 (Basiseffekt). Insgesamt dürfte der 

Anstieg der Verbraucherpreise 1984 auf rd. 
3 v. H.  

und somit auf die gleiche Rate wie im Vorjahr be-
grenzt bleiben; dies entspricht auch der zuletzt be-
obachteten laufenden Preisentwicklung. 

Bei der gesamten inländischen Güterverwendung 
und beim Bruttosozialprodukt gehen die Annah- 
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men der Jahresprojektion von einem Preisanstieg 
um ebenfalls rd. 3 v. H. im Jahresdurchschnitt aus. 

15. Aus der erwarteten Entwicklung des nomina-
len Sozialprodukts bei den oben dargelegten An-
nahmen über die Preisentwicklung ergibt sich im 
Jahresdurchschnitt 1984 

real ein Wachstum des Bruttosozialprodukts 
von rd. 2 1/2 v. H. 

Bei einer geschätzten Zunahme des gesamtwirt

-

schaftlichen Produktionspotentials um 1 1/2 v. H. bis 
2 v. H. würde sich damit nicht nur im Jahresverlauf, 
sondern auch im Jahresdurchschnitt wieder eine 
höhere Auslastung des gesamten volkswirtschaftli-
chen Produktionsapparates ergeben. 

Wie in Erholungsphasen der gesamtwirtschaftli-
chen Produktion üblich, geht das Wachstum zu-
nächst mit einem überproportionalen Anstieg der 
Produktivität einher, wie er auch im Verlauf der 
ersten Hälfte des Vorjahres beobachtet werden 
konnte. Nach dieser Anfangsreaktion schwächt sich 
die Produktivitätszunahme erfahrungsgemäß wie-
der etwas ab, so daß es bei anhaltender Produkti-
onsausweitung per Saldo dann zu einer Erhöhung 
der Nachfrage nach Arbeitskräften kommt. Für die 
Arbeitsproduktivität (hier: Bruttoinlandsprodukt je 
Erwerbstätigen) wird bei der erwarteten Zunahme 
der gesamtwirtschaftlichen Produktion von einem 
Anstieg um 2 bis 2 1/2 v. H. ausgegangen. Hinsicht-
lich des gesamten Beschäftigungsstandes wird also 
mit einem geringen Anstieg, mindestens aber etwa 
mit dem gleichen jahresdurchschnittlichen Niveau 
wie 1983 gerechnet, was angesichts des vorjährigen 
Rückgangs für dieses Jahr eine deutlichere Auswei-
tung der Beschäftigung im Jahresverlauf bedeutet. 

Angesichts der auf den veralteten Grundlagen der 
Volkszählung von 1970 aufbauenden Modellrech-
nungen über die Entwicklung der Bevölkerung im 
erwerbsfähigen Alter sind die Vorausberechnungen 
über das zukünftige Erwerbspersonenangebot of-
fensichtlich stark fehlerbehaftet, wobei die Daten 
über die Zugänge von schulentlassenen Jugendli-
chen in das Erwerbsleben noch einigermaßen ver-
läßlich sind. Für die Quantifizierung der voraus

-

sichtlichen Arbeitslosigkeit ergeben sich daraus zu-
nehmende Unsicherheiten. Auch in diesem Jahr ist 
mit einem aus demographischen Gründen zuneh-
menden Arbeitskräfteangebot aufgrund des Über-
gangs vom Schul- und Ausbildungssystem in das 
Erwerbsleben zu rechnen. Andererseits könnte sich 
die in letzter Zeit deutlich rückläufig Zahl ausländi-
scher Arbeitskräfte weiter vermindern, und auch 
die Erwerbsquote insbesondere älterer Arbeitneh-
mer könnte niedriger ausfallen. Insgesamt wird in 
der Jahresprojektion nach einem leichten Rück-
gang der Erwerbspersonen (Erwerbstätige zzgl. Ar-
beitsfose) im Vorjahr bei im Verlauf wieder steigen-
der Arbeitskräftenachfrage von einer etwa unver-
änderten Zahl aller Erwerbspersonen ausgegangen, 
so daß 

die Arbeitslosenzahl im Jahresdurchschnitt 
1984 etwas unter 9 v. H. der unselbständigen Er-
werbspersonen bzw. knapp 8 v. H. aller Erwerbs-
personen betragen würde. 

Damit würde die Arbeitslosigkeit im Jahresdurch-
schnitt erstmals nach vier Jahren nicht mehr an-
steigen. Am Jahresende 1984 dürfte sie sogar wie-
der deutlich unter dem Niveau von Dezember 1983 
liegen, das bereits gegenüber dem bisherigen 
Höchststand saisonbereinigt einen Rückgang be-
deutete. 

16. Die Stärke der Exportentwicklung, das Aus-
maß der weiteren Investitionstätigkeit und damit 
die künftigen Beschäftigungsmöglichkeiten stehen 
in engem Zusammenhang mit der Verteilung des 
zur Verfügung stehenden Volkseinkommens. Aus 
den Annahmen der Jahresprojektion ergibt sich 
hierfür ein Anstieg um 4 1/2 v. H. bis 51 /2 v. H. Siche-
rung und Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze er-
fordern weiterhin verbesserte Erträge und Ertrags-
aussichten. Die Jahresprojektion geht davon aus, 
daß der erwartete Verteilungsspielraum nicht 
durch gravierende Auseinandersetzungen der Ta-
rifvertragsparteien um die Verkürzung der Wochen-
arbeitszeit beeinträchtigt wird. Unter diesen An-
nahmen wird ein Anstieg der Bruttolöhne und 
-gehälter je Beschäftigten um 3 1/2 v. H. für wahr

-

scheinlich gehalten. Bei im Jahresdurchschnitt 
nicht mehr abnehmender Beschäftigung würde dies 
unter Einschluß höherer Sozialbeiträge der Arbeit-
geber eine 

Zunahme der Bruttoeinkommen aus unselb

-

ständiger Arbeit um rd. 31/2 v. H. bis 4 u H. 

(nach + 1,5 v. H. im Vorjahr) bedeuten. 

Daraus ergibt sich für die . in der volkswirtschaftli-
chen Kreislaufrechnung als Rest ermittelten 

Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit 
und Vermögen ein Anstieg um 7 bis 9 v. H. 

(nach + 11,9 v. H. im Vorjahr). Die um Änderungen 
in der Beschäftigungsstruktur bereinigte Lohn-
quote am Volkseinkommen würde danach noch-
mals um knapp 1 v. H.-Punkt zurückgehen. Sie läge 
damit um 1 1/2 v. H. bis 2 v. H.-Punkte unter dem 
Durchschnitt der 70er und noch knapp 1 v. H.-Punkt 
über dem Durchschnitt der 60er Jahre. 

17. Für die Ausgaben der Gebietskörperschaften 
und im Sozialversicherungsbereich ist nach den 
vorliegenden Haushaltsplanungen und -ansätzen 
eine Zunahme um 2 1/2 v. H. bis 3 1/2 v. H. zu erwar-
ten. Dieser Anstieg bleibt entsprechend den Konso-
lidierungserfordernissen deutlich hinter der Ent-
wicklung des nominalen Bruttosozialprodukts zu-
rück. Für die Ausgaben der Gebietskörperschaften 
ist dabei mit einer unterproportionalen Ausweitung 
zu rechnen. Unter den einzelnen großen Ausgaben-
kategorien zeichnet sich eine unterdurchschnittli-
che Zunahme des Staatsverbrauchs ab, während die 
Ausweitung der Einkommens- und Vermögensüber-
tragungen (einschließlich Zinsen) etwa dem Anstieg 
des gesamten Ausgabenrahmens entsprechen dürf-
te. Nach ihrem deutlichen Rückgang in den letzten 
drei Jahren wird für die öffentlichen Investitionen 
wieder mit einer leichten Zunahme gerechnet. 

Der Anstieg der Gesamteinnahmen wird mit 5 bis 
6 v. H. voraussichtlich deutlich über die Zunahme 
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der Ausgaben hinausgehen. Für die Steuern dürfte 
sich dabei ein Mehraufkommen von 5 1/2 v. H. bis 
6 1 /2 v. H. und für die Sozialbeiträge, aufgrund der in 
Kraft getretenen Erhöhung der Einnahmenbasis 
sowie eines etwas deutlicheren Anstiegs der Lohn- 
und Gehaltssumme, von 5 bis 6 v. H. abzeichnen. 
Für die weniger ins Gewicht fallenden übrigen Ein-
nahmen wird dagegen nur eine geringfügige Zu-
nahme erwartet, wobei der dem Bundeshaushalt zu-
fließende Bundesbankgewinn nahezu so hoch wie 
im Vorjahr angesetzt wurde. 

Aus dieser unterschiedlichen Entwicklung von Aus-
gaben und Einnahmen ergibt sich erneut ein deutli-
cher Abbau des gesamten staatlichen Finanzie-
rungsdefizits (in der Abgrenzung der Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnung) auf 30 bis 34 Mrd. 
DM, nach 49,6 Mrd. DM im Vorjahr. Bei den Ge-
bietskörperschaften geht das Defizit weiter zurück, 
im Sozialversicherungsbereich ergibt sich wieder 
ein Überschuß. Das der Jahresprojektion zugrunde

-

liegende Gesamtdefizit des Staates würde damit 
knapp 2 v. H. des Bruttosozialprodukts (nach rd. 
3 v. H. im Vorjahr) entsprechen. Dieser Anteil hat 
seit 1975 immer höher gelegen. 

18. In der gesamtwirtschaftlichen Finanzierungs-
rechnung ergibt sich neben dieser deutlich niedri-
geren staatlichen Kreditaufnahme — bei einem nur 
geringfügig ausgeweiteten Forderungsaufbau ge-
genüber dem Ausland — eine nochmals leicht ab-
nehmende Geldvermögensbildung der privaten 
Haushalte. Insgesamt stehen nach den Annahmen 
der Jahresprojektion für den Unternehmenssektor 
(einschließlich Wohnungswirtschaft) auch wegen 
der Rückführung des Staatsdefizits dennoch er-
höhte Fremdfinanzierungsmittel zur Verfügung. 
Bei weiterhin kräftig ansteigenden Eigenmitteln 
(Abschreibungen, Vermögensübertragungen und 
nicht entnommene Gewinne) sind daher deutlich 
steigende Bruttoinvestitionen finanzierbar. 
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Gesamtwirtschaftliche Entwicklung in den Jahren 1980 bis 1983 
und Eckwerte der Jahresprojektion 1984 

1980 1981 3) 1982 3) 19834) 1984 5) 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 

Entstehung des Sozialprodukts 

Erwerbstätige 	  +1,0 - 0,8 -1,9 -1,7 0 

Arbeitslosenquote in % A 1) 	  (3,8) (5,5) (7,5) (9,1) (knapp 9) 

B 2) 	  (3,3) (4,7) (6,7) (8,1) (knapp 8) 

Arbeitszeit je Erwerbstätigen 	  - 0,7 - 0,9 - 0,3 - 0,2 0 bis - 1/2 

In Preisen von 1976 (real) 

Bruttosozialprodukt 	  +1,9 - 0,3 -1,1 +1,2 + rd. 2 1 /2 

Bruttoinlandsprodukt (BIP) 	  +1,8 - 0,1 -1,0 +1,0 + rd. 2 1/2 

BIP je Erwerbstätigen 	  + 0,8 + 0,7 + 0,8 + 2,7 +2 bis +2 1/2 

BIP je Erwerbstätigenstunde 	 +1,5 +1,7 + 1,2 + 2,9 + rd. 2 1/2  

Verwendung des Sozialprodukts 
in jeweiligen Preisen 

Privater Verbrauch 	  + 7,0 + 4,7 + 2,9 + 4,0 +4 bis +5 

Staatsverbrauch 	  + 8,9 + 6,8 + 2,2 + 2,3 +2 bis +2 1/2 

Anlageinvestitionen 	  +10,9  + 0,1 - 3,1 + 4,1 +8 bis +9 

darunter: Öffentliche Investitionen 	 +11,3 - 5,3 - 8,7 - 6,7 +3 bis +5 

Vorratsveränderung, Mrd. DM 	  (+18,9) (-0,1) (+7,2) (+20,2) (+22 bis +26) 

Inlandsnachfrage 	  + 7,6 + 2,8 + 2,0 + 4,5 +4 1/2 bis +5 1/2 

Außenbeitrag 

Mrd. DM 	  (-3,1) (+13,0) (+38,0) (+39,7) (+42 bis +46) 

Anteil am Bruttosozialprodukt in % 	 (-0,2) (0,8) (2,4) (2,4) (rd. 2 1 /2) 

Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen 	 + 6,5 + 3,9 + 3,6 + 4,5 + rd. 5 1/2 

Preisentwicklung 

Privater Verbrauch 	  + 5,5 + 6,0 + 5,3 + 3,0 + rd. 3 

Inlandsnachfrage 	  + 6,0 + 5,4 + 4,2 + 2,6 + rd. 3 

Bruttosozialprodukt 	  + 4,5 + 4,2 + 4,8 + 3,2 + rd. 3 

Verteilung des Sozialprodukts 

Volkseinkommen 	  + 5,7 + 3,1 + 3,3 + 4,2 +4 1/2 bis +5 1/2 

Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit 
und Vermögen (Summe) 	  - 0,9 - 1,2 + 6,2 +11,9 +7 bis +9 

Bruttoeinkommen aus unselbständiger  Arbeit 
(Summe) 	  + 8,4 + 4,7 + 2,3 + 	1,5 +3 1/2 bis +4 

Nachrichtlich: 

Bruttolohn- und -gehaltssumme 
je beschäftigten Arbeitnehmer 	 + 6,6 + 4,9 + 4,2 + 3,3 + rd. 3 1/2 

Sparquote 	  (12,8) (13,6) (13,0) (11,7) (rd. 11) 

1) Bezogen auf die unselbständigen Erwerbspersonen 
2) Bezogen auf alle Erwerbspersonen 
3) Vorläufige Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes 
4) Erstes vorläufiges Ergebnis des Statistischen Bundesamtes; St and: Januar 1984 
5) Jahresprojektion 
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Einnahmen und Ausgaben des Staatssektors 
(in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung) 

1980 19811) 1982 1) 1983 2) 1984 3) 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 

Einnahmen 

Steuern 	  + 6,4 + 1,4 + 2,3 + 4,6 +5 1/2 bis +6 1/2 

Sozialbeiträge 4) 	  + 8,1 + 8,3 + 5,9 + 2,2 +5 bis +6 

Sonstige Einnahmen 	  + 9,0 + 9,2 +17,3 + 5,9 +1 bis +2 

Einnahmen insgesamt 	  + 7,2 + 4,5 + 4,8 + 3,8 +5 bis +6 

Ausgaben 

Staatsverbrauch 	  + 8,9 + 6,8 + 2,2 + 2,3 +2 bis +2 1/2 

Einkommens- und Vermögens-
übertragungen 5) 	  + 6,8 +7,1 + 6,8 + 4,3 +2 1/2 bis +3 1/2 

Investitionen 	  +12,3 - 5,8 - 9,1 - 6,7 +3 bis +5 

Ausgaben insgesamt 	  + 8,1 + 6,0 + 3,8 + 2,8 +2 1/2 bis +3 1/2 

Finanzierungssaldo in Mrd.DM 	 -46,7 -59,7 -55,3 -49,6 -30 bis -34 

1) Vorläufige Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes 
2) Erstes vorläufiges Ergebnis des Statistischen Bundesamtes; Stand: Januar 1984 
3) Jahresprojektion 
4) Einschließlich Beiträge an einen unterstellten Pensionsfonds 
5) Einschließlich Zinsen 




